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JJürgen Habermas zweifelt am System. „Vielleicht geht der Blick nach 
oben, auf die politischen Eliten und die Medien, in die falsche Richtung. 
Vielleicht können die einstweilen fehlenden Motivationen nur von un-
ten, aus der Zivilgesellschaft selbst, erzeugt werden“, schrieb er in der 
Süddeutschen Zeitung. Das klingt nach Enttäuschung, was wiederum 
für einen Paradeintellektuellen Deutschlands überraschen mag. Seit vie-
len Jahren weisen mehrere Generationen von Sozialbewegungen weltweit 
auf eine Systemkrise hin. Wer sie sich als Finanz- oder Eurokrise vor-
stellt ist entweder naiv oder PolitikerIn. Dass die Politik sich oftmals als 
verlängerter Arm der Wirtschaft versteht, mag erklären, warum Steuer-
leistungen mittlerweile mehrheitlich über arbeitsbezogene Steuern und 
weniger durch satte Unternehmen getragen werden. Der Staat wurde sy-
stematisch – und ganz legal – ausgeplündert, indem Konzerne praktisch 
steuerfrei gestellt und Bankgeschäfte dereguliert wurden. Die Reichen 
aber, wie der schweizerische Soziologe Ueli Mäder im MO-Interview aus-
führt, beteiligen sich verhältnismäßig gering am Sozialhaushalt. Während 
Arme und der Mittelstand also über Kürzungen sozialer Leistungen zur 
„Sanierung“ der Staatsbudgets beitragen sollen, macht sich die Angst vor 
einer Pauperisierung des Mittelstandes nach Vorbild der USA breit. Auch 
wenn deren BIP deutlich höher als das von Österreich ist, hat die neo-
liberale Politik seit Reagan eine katastrophale Kluft zwischen Arm und 
Reich bewirkt. Deshalb ist die Frage auf dem Cover dieser Ausgabe kei-
neswegs rhetorisch gemeint. Die Politik muss einen Kurswechsel einlei-
ten, der soziale Frieden, Habermas’ Hoffnungsträgerin, die Zivilgesell-
schaft, ist akut bedroht.

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO EDITORIAL

Einstieg/MO#25

Ungleiche Verteilung: spaltet sich die Gesellschaft?
Illu: Eva Vasari
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32 wien aus sicht der kolPorteure
MO ist eine von mehreren Straßenzeitungen in 
Wien, durch deren Verkauf sich sozial benachteili-
gte Menschen einen kleinen Zuverdienst ermögli-
chen. Wir begleiteten sie auf ihrer Tour.

Foto: Karin Wasner

10 reich auf kosten der gesellschaft 
Der Soziologieprofessor Ueli Mäder wollte wissen, wie sie so denken, 
die Reichen in der Schweiz. Dort verfügen die obersten 2 Prozent über 
so viel Vermögen wie 98 Prozent der restlichen Bevölkerung. Ein Ge-
spräch über die Gefahren sozialer Ungleichheit. 
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Gesamtschule
Bringt nix!
Habe durch das MO-Magazin 
und vor allem aus dem Artikel 
„Holt uns da raus“ von Alexand-
er Pollak viele neue Aspekte ken-
nen gelernt. Umso enttäuschter 
war ich, als es dann mit der üb-
lichen Demagogie ums Gym-
nasium ging. Dieses ist weder 
eine Eliteveranstaltung, noch 
ein Hort für Österreichtüme-
lei. In praktisch allen Klassen, 
die ich unterrichte, hat mehr als 
ein Drittel der Kinder Deutsch 
nicht als Muttersprache. Die 
„Gesamtschule“ Volksschule 
schafft es aber nicht, soziale Un-
gleichheiten aufzulösen. Das, 
was uns Finnland PISA-mäßig 
voraus hat, ist nicht auf die Ge-
samtschule zurückzuführen, 
sondern auf strukturelle Unter-
schiede. Noch nirgends habe ich 
bei Gesamtschulbefürwortern 

eine Zeile über mögliche Nach-
teile der Gesamtschule gelesen. 
Mir sind Probleme unseres ge-
genwärtigen Schulsystems be-
wusst. Seine Zerstörung ist aber 
nicht die Lösung.
MfG, Martin Ebenhöh

Gewerkschaft und 
Illegalisierung
Anders organisieren
Sie haben die Haltung des ÖGB 
in der letzten Ausgabe von MO 
recht treffend beschrieben. Da-
bei ist das Thema keineswegs 
neu. Im klassischen Einwande-
rungsland USA wurde schon vor 
106 Jahren eine Gewerkschaft 
gegründet, die genau den von 
Ihnen beschriebenen Problemen 
Rechnung trug. Die „Industrial 
Workers of the World, IWW“ 
sahen die Organisationsform der 
damals existierenden Gewerk-
schaften als veraltet an, und die 

Haltung der Gewerkschaften auf 
– aus der „Arbeiteraristokratie“ 
stammenden Wünschen – nach 
Protektion ausgerichtet. Die 
IWW reduzierte die Mitglieds-
beiträge und die Bürokratie (und 
damit die Hürden) auf ein Mini-
mum, lehnte es strikt ab, die Bei-
träge über den Arbeitgeber be-
zahlen zu lassen (beim ÖGB ist 
das Standard), organisierte strikt 
nach Branchen anstatt nach Be-
rufen (oder anderen Kriterien) 
und legte die Entscheidungsge-
walt ausschließlich in die Hän-
de der Mitglieder. Es waren in 
der Folge hauptsächlich wenig 
bis gar nicht ausgebildete Mi-
grantInnen (legal und illegal 
beschäftigt) und (!) Wanderar-
beiterInnen, die heutigen Sai-
sonkräfte, die sich im Rahmen 
der IWW organisierten und teils 
beachtliche Erfolge erkämpften. 
Die IWW hat – und das ist wohl 

kein Zufall – heute wieder Zu-
lauf. Und was viele nicht wissen: 
sie existiert seit kurzem auch in 
Österreich!
Klaus Hirsnig

Interview Terkessidis
Instrument Zuwanderung
30.000 Zuwanderer braucht Ös-
terreich jedes Jahr hieß es ein-
mal unter Innenministerin 
Fekter. Das „brauchen“ bezieht 
sich auf die Bevölkerungszahlen, 
die nicht zu sehr absacken dür-
fen. Wer sollte sonst die Pensi-
onen unseres Umlagesystems 
bezahlen? Da Frauen ihre Ge-
bärfähigkeit nicht (wie früher) 
in den Dienst des Staates stellen 
wollen, sondern im Rahmen ih-
rer Familienplanung selbst ent-
scheiden, ob und wie viele Kin-
der sie wollen, stehen rechte 
Parteien also ziemlich konzept-
los der Zukunft gegenüber. Zu-
wanderung ist jedenfalls abseits 
jeder weltanschaulichen Debatte 
eine positive Angelegenheit. Die 
Frage ist nur, warum Zuwande-
rung ständig in einem Problem-
zusammenhang gestellt wird. 
Schon Haider spielte dieses dop-
pelte Spiel: Er machte Stimmung 
gegen Migranten, selbst gegen 
Asyl- und damit Schutzsuchen-
de, war aber für seine Verhält-
nisse längere Zeit für den Beitritt 
der Türkei zur EU. Vielleicht, 
weil er türkische Freunde hatte, 
ziemlich sicher aber, weil er Vor-
teile darin sah. Auch hinsichtlich 
unseres Pensionssystems. Auch 
müsste man vermuten, dass in 
den acht Jahren unter Schwarz-
blau die Zuwanderung „endlich“ 
auf Null gestellt wurde. Das Ge-
genteil war der Fall, es gab Jah-
re mit Spitzenwerten. Wann also 
wird öffentliche Vernaderung 
von Migranten abgestellt, wenn 
deren Vorteile doch alle Parteien 
verfolgen. Wenn auch geheim. 
Harald Weninger

Wo wurde diese Ausgabe von MO gesehen?
Schreiben Sie an redaktion@momagazin.at. Zu gewinnen gibt’s ein Gratisabo vom 
mo, Magazin für Menschenrechte.
Foto: Karin Wasner
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Wir schreiben den 27. Jänner 2012. Fast 
genau ein halbes Jahr nach dem rechts- 
extremen Massaker in Norwegen besetzen 
Rechtsextremisten den Sitz des österrei-
chischen Bundespräsidenten. Sie tun dies 
nicht an einem beliebigen Tag, sondern 
genau an dem Tag, an dem vor 67 Jahren 
Auschwitz befreit wurde. 

Ein Horrorszenario? Nicht für das offizi-
elle Österreich. Im Gegenteil, die im Eigen-
tum der Republik Österreich stehende Hof-
burg öffnet am 27. Jänner bereitwillig ihre 
Pforten für Rechtsextreme aus ganz Europa. 
An diesem Tag soll hochoffiziell in den Hof-
burg-Festsälen der berüchtigte Ball des Wie-
ner Korporationsrings (WKR) stattfinden.

Der Korporationsring ist eine Vereini-
gung, der zahlreiche rechtsextreme Bur-
schenschaften angehören. Er verlangt „ein 
Bekenntnis zum angestammten Volkstum 
im Rahmen der abendländischen Kulturge-
meinschaft.“ Organisationen, die weder eine 
ausgeprägte Distanz zum Nationalsozialis-
mus pflegen, noch rassistisches Gedanken-
gut ablehnen, dominieren den WKR. Es war 
die konservative Tageszeitung „Die Presse“, 
die nur wenige Tage vor den Anschlägen in 

Norwegen berichtete, wie sehr maßgebliche 
Teile der österreichischen Burschenschaften 
von Rassismus und Rechtsextremismus 
durchdrungen sind. Vorträge über Rassen-
theorien gehören zum Programm wie Trau-
erfeierlichkeiten – das „Totengedenken“ – 
zum Jahrestag der Hitler-Kapitulation. 

Wie gefährlich der Rechtsextremismus 
heute ist, zeigen nicht nur die jüngst in 
Deutschland aufgedeckten Morde einer Ne-
onazi-Gruppe. Auch in Österreich werden 
Menschen immer häufiger Opfer rechtsex-
tremer Gewalt. Zeitgleich mit dem Massa-
ker in Norwegen fand auch in Österreich 
ein rechtsextremer Anschlag mit tödlichen 
Folgen statt. In Traun (OÖ) wurde am 22. 
Juli 2011 ein Rumäne erschossen und dessen 
Ehefrau und Sohn lebensgefährlich verletzt. 
Schnell wurde der Mordanschlag als „private 
Streitigkeit“ abgetan, doch bald kam ans Ta-
geslicht, dass es sich um einen minutiös ge-
planten rechtsextremen Anschlag gehan-
delt hatte. Der mutmaßliche Täter, der laut 
Zeitungsberichten vorhatte noch weit mehr 
Menschen zu töten, erhängte sich Ende Ok-
tober in seiner Zelle in der Untersuchungs-
haft.

Dramatische Entwicklung
Traurige Tatsache ist: Rechtsextreme 

Straftaten gehören inzwischen wieder zur 
täglichen Realität in Österreich. 2010 wur-
de erstmals die 1000er Marke bei Anzeigen 
rechtsextremer Tathandlungen überschritten. 
Das heißt, es werden täglich drei rechtsex-
treme Handlungen zur Anzeige gebracht. Die 
Dunkelziffer liegt deutlich höher. 

Besorgniserregend ist vor allem, dass sich 
VertreterInnen rechtsextremen Gedanken-
guts in der Mitte der Gesellschaft breit ge-
macht haben. Burschenschafter besetzen teils 
hohe repräsentative Funktionen im Parla-
ment und sind inzwischen dermaßen stark 
im politischen System verankert, dass die Re-
gierung aus taktischen Gründen von einer 
bereits geplanten Verschärfung des Verhet-
zungsparagrafen wieder Abstand nahm. Het-
zerische Aufrufe „zu sonstigen feindseligen 
Handlungen“ sind damit weiterhin nicht 
strafbar. Auch die Strafbarkeit von Hetze ge-
gen einzelne Personen wurde wieder aus dem 
Entwurf gestrichen.

Die Regierung lässt es somit zu, dass Het-
ze gegen Minderheiten weiterhin Bestandteil 
von politischen Kampagnen bleibt. Schulter-
zuckend lässt sie auch zu, dass HetzerInnen 
und AntidemokratInnen in einem repräsen-
tativen Gebäude wie der Hofburg ein Fest ab-
halten, das zugleich als Vernetzungstreffen 
der europäischen Rechtsextremisten dient. 

Dass dieses just am Holocaust-Gedenktag 
stattfindet, ist die unfassbare Krönung die-
ser Politik, die so fahrlässig ist, dass man sich 
um die Zukunft unserer Gesellschaft Sorgen 
machen muss. apo

PS: Während Sie diese Zeilen lesen, ver-
sucht SOS Mitmensch noch einmal Druck 
auf die Burghauptmannschaft und die Re-
gierungsspitze auszuüben, damit diese doch 
noch die Notbremse zieht.

REchtsExtREmismus

rechte hetzer in der hofburg
Das offizielle Österreich verhöhnt am Holocaust-Gedenktag die Opfer 
von Nationalsozialismus und rechtsextremer Gewalt.

Einstieg/MO#24

Gipfel des Zynismus: Am
Holocaust-Gedenktag feiern 

Rechtsextreme in der Hofburg. 
Bild: KZ Auschwitz
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Dossier/MO#25

Die Reichen 
haben sich als 

eRste eRholt

sind für mich Indizien, dass es ein echtes In-
teresse an einer Auseinandersetzung gibt. 

Problematisieren Ihre Gesprächspartner 
ihren Reichtum? 
Manche der Reichen finden, wenn nicht ih-
ren eigenen Reichtum, so doch die Entwick-
lung insgesamt problematisch, je nachdem, 
woher der Reichtum stammt. Wir unter-
scheiden in dem Buch den Reichtum pat-
rizisch-aristokratischer Herkunft, den in-
dustriellen Reichtum, den Reichtum der 
Nachkriegszeit und den ganz neuen finanz-
getriebenen Reichtum. Das ist natürlich eine 
sehr vereinfachende Typologie. Die habitu-
ellen und weltanschaulichen Unterschiede 
sind aber eklatant: Beim alten Reichtum, der 
vor allem in Basel zuhause ist, ist die Hal-
tung ‚Reichtum verpflichtet’ sehr ausgeprägt. 
Anders beim neuen Reichtum: Dort fließt 
das Geld schneller, es gilt die Maxime, dass 
sich das Geld optimal verwerten muss. So-
ziale Verpflichtung spielt dort keine Rolle. 
Entsprechend problematisch oder auch nicht 
sehen die Reichen ihre eigene Rolle. 

In der Schweiz verfügen zwei Prozent der Reichen über so 
viel Vermögen wie 98 Prozent der restlichen Bevölkerung. 

Wird diese Ungleichheit nicht beseitigt, sinkt auch ein 
Großteil der Mittelschicht in die Armut, prognostiziert 

der Basler Soziologieprofessor Ueli Mäder.
Interview: Cathren Müller

Ihr Buch „Wie Reiche denken und lenken“ 
portraitiert Reiche, die sehr offen über 
sich und ihren Wohlstand sprechen. War 
es schwer, diese Leute zu überzeugen? 
Nein. Bereits vor zehn Jahren, bei unserem 
ersten Buch ‚Reichtum in der Schweiz’ hat 
uns die Resonanz überwältigt. Jetzt wurde 
uns bei einhundert Interviewanfragen nur 
einmal die Antwort verweigert. Ich frage 
mich immer, warum die Resonanz so positiv 
ist. Bei den einen ist es wohl großes Interesse, 
andere hoffen eventuell, weniger kritisch be-
urteilt zu werden, wenn sie kooperieren. 

Hat diese Resonanz damit zu tun, dass 
Reichtum in einer Welt immer ungleiche-
rer Verteilung zunehmend weniger akzep-
tiert wird? 
Möglicherweise. Mehr als die Hälfte war 
bereit, namentlich im Buch zu erscheinen, 
andere wollten nur anonymisiert zitiert 
werden und einige wollten zwar Auskunft 
geben, aber nur dann, wenn nichts davon 
veröffentlicht wird. Mit Einigen habe ich 
dann sehr lange Gespräche geführt. Das 

Foto: PR-Büro Müller
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MO#25/Lobbyismus

Wer gilt als reich? 
Reich ist dort, wer in der Lage ist, von den 
Zinsen seiner oder ihrer Vermögen zu leben. 
Dazu braucht man ein paar Millionen – ab-
hängig vom Anspruch. Dem Wirtschaftsma-
gazin ‚Bilanz’ gelten Personen als reich, die 
mehr als 100 Millionen Franken besitzen. So 
entsteht die jährliche Liste der 300 reichsten 
Personen in der Schweiz. 

Ein Phänomen ist, dass Reiche sich nicht 
unbedingt selbst so einschätzen. Ab wann 
dürfen sie sich arm fühlen?
Wenn man nachfragt, kommt man auf ein 
Minimum von 30 Millionen Franken. Das 
ist die unterste Grenze. In der Schweiz ist die 
Verteilung der Vermögen ungleicher als ir-
gendwo sonst: Es gibt eine Anzahl von Per-
sonen, die extrem viel haben. Die Schweiz 
hat die dritthöchste Milliardärsdichte der 
Welt, nur in Hongkong und Singapur leben 
noch mehr. Sehr viele werden über Erbschaf-
ten reich. Im Allgemeinen nimmt man an, 
Reichtum sei ein Produkt des Fleißes oder 
der Leistung, aber das oligarchische, aris-
tokratische Prinzip spielt eine weit größe-
re Rolle: Reichtum wird innerhalb einer re-
lativ kleinen Gruppe weitergegeben. Relativ 
neu sind als Quelle von Reichtum die hohen 
Gehälter von Verwaltungsräten, CEOs und 
Aufsichtsräten. Das oberste Prozent der Ein-
kommen hat seit den 1970er Jahren weltweit 
um 70 Prozent zugelegt, was unter anderem 
auf den wachsenden Anteil von Aktien als 
Bestandteil des Gehalts zurückzuführen ist 
und auf die Ämterakkumulation in den Füh-
rungsetagen der Unternehmen. Hinzu kom-
men die Börsen- und – in geringerem Aus-
maß – Unternehmensgewinne. 

Sie erwähnen, Reiche leben entsolidari-
siert mit der Gesellschaft. Welche Auswir-
kungen hat das? 
Wenn die Konzentration von Vermögen 
so weitergeht, wird der vorhandene sozia-
le Zusammenhalt auseinanderdriften. Der 
Arbeitsfriede, der einerseits hochgehalten 
wird, andererseits aber zur Generierung die-
ses Reichtums beigetragen hat, ist damit zu-
nehmend gefährdet. 

Wer wird am stärksten von einer ausein-
ander brechenden Gesellschaft betroffen 
sein?

Menschen entmutigend. Sie sehen, wie die 
einen finanziell abheben ohne etwas Ent-
sprechendes dafür zu tun. 

Führt die vorherrschende Steuerpolitik zu 
mehr Ungleichheit? 
Ja, teilweise schon. Erst kürzlich traf ich auf 
einer Alumni-Veranstaltung der Uni Basel 
einen Unternehmensvertreter, der sich noch 
vor zehn Jahren vehement für die Abschaf-
fung der Erbschaftssteuer eingesetzt hat. Er 
hat das jetzt als Fehler bezeichnet. Die Steu-
erpolitik in der Schweiz verschont die Ver-
mögen und die Privatgewinne und so gehen 
auch der öffentlichen Hand enorm viele Mit-
tel verloren. Allein in diesem Jahr werden in 
der Schweiz 40 Milliarden Franken vererbt. 
Mehr als die Hälfte davon geht an mehrfa-
che Millionärinnen und Millionäre. Davon 
könnte die öffentliche Hand mehr generie-
ren. Das wäre für die höheren Vermögen gar 
nicht so schmerzhaft. Es gibt auch Einzelne, 
die sagen, wir haben hier eine gute Infra-
struktur, wir sollten mehr von unseren Ge-
winnen abgeben. Die Befürchtung, dass es 
dann zu Kapitalflucht kommt, teile ich nicht. 
Eine Umverteilung über eine progressive 
Steuerpolitik wäre sinnvoll. 

Wo stehen denn die Reichen politisch? 
Gibt es einen gemeinsamen Nenner?
Was viele Reiche verbindet, ist eine kritische 
Distanz zum Staat. Der ältere Reichtum sieht 
den Staat als notwendiges Korrektiv. Der Staat 
soll ein Gegenüber sein, mit dem man etwas 
aushandeln kann. Aber sie bleiben auf Dis-
tanz. Das sieht man unter anderem an den 70 
bis 80 Milliarden Franken, die in Stiftungen 
stecken. Der alte Reichtum macht gern etwas 
fürs Gemeinwohl, will aber selbst die Zwecke 
bestimmen. Diese Reichen sind tendenziell 
aufgeschlossen, sie haben auch einen etwas 
höheren Bildungsgrad. Eine andere Frakti-
on hat sich der Schweizerischen Volkspartei 
genähert, die eine andere Haltung zu Euro-
pa vertreten. Im Kontext der Krise habe ich 
den Eindruck, dass es eine Reihe von Reichen 
gibt, die realisieren, dass es auch für sie ge-
fährlich wird, wenn es so weitergeht wie bis-
her. Sie wünschen sich, dass Arbeit und Kapi-
tal wieder gleichwertig behandelt werden. 

Die wirtschaftlichen Umbrüche, die wir er-
leben, werden vielfach als Bedrohung emp-

Ganz klar jene, die über wenige Ressour-
cen verfügen. Krise als Chance, das ist zwar 
ein schönes Wort, aber für wen trifft das zu? 
Auf jene mit viel Kapital. Auch mit sozia-
lem Kapital, mit Beziehungen, mit einer gu-
ten Ausbildung. Wohlhabende Leute haben 
das Gefühl, wenn es eng wird, geht irgendwo 
wieder ein Türchen auf. Die Working Poor 
aber, die viel arbeiten, aber wenig verdienen, 
verspüren diese Sicherheit nicht. Sie stehen 
schnell mit dem Rücken zur Wand. Span-
nend ist, dass es auch Einbrüche in der so 
genannten Mittelschicht gibt. Sie folgten bis-
her der Maxime: „Sei mobil, sei flexibel“. Tat-
sächlich konnten sie damit am Arbeitsmarkt 
ihr Haushaltseinkommen vielfach erhöhen. 
Heute stellen wir fest, dass just sie am meis-
ten von den geänderten Verhältnissen, De-
regulierung, Flexibilisierung betroffen sind. 
Was geschieht mit diesen Leuten? Auch da 
habe ich den Eindruck, da gibt es ein gro-
ßes Empörungspotenzial, in Frankreich sind 
nicht wenige zu Le Pen gewechselt. 

Der Gini-Koeffizient stellt das Maß an Un-
gleichheit einer Gesellschaft dar. In der 
Schweiz beträgt er 0,8, in Österreich 0,65.  
Wie viel Ungleichheit bzw. wie viele Rei-
che kann sich eine Gesellschaft eigentlich 
leisten? 
Man sagt in der Schweiz „Wohl dem Land, 
das viele Reiche hat.“ Ich würde eher sagen,  
Reiche tragen vergleichsweise wenig zum 
Sozialhaushalt bei, aber viele Menschen tun 
ganz viel dafür, dass Einzelne so reich sind. 
Der einseitige Reichtum strapaziert den Zu-
sammenhalt und ist auch ökonomisch nicht 
sinnvoll. Würde Leistung sich wirklich loh-
nen, gäbe es auch mehr Kreativität. 

Kann jeder reich werden? 
Nein. Es ist dafür in der Regel eine bestimm-
te Menge Grundkapital notwendig. Es gibt 
eher selten Geschichten von Aufsteigern, 
das sind schöne Beispiele, die nicht Schule 
machen. Im Gegenteil: Es gibt immer mehr 
Menschen, die Full time erwerbstätig sind 
und sich gleichwohl unter dem Existenz-
minimum bewegen. Das ist auch für junge 

„Wohl Dem lanD, Das 
viele Reiche hat.“ ein 

schWeizeR cReDo.
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funden. Wie erlebt das die Oberschicht? 
Teile davon erleben das auf jeden Fall als 
bedrohlich. Ich habe mit Managern ge-
sprochen, die Angst verspüren und mit ei-
ner Verschärfung der Konkurrenz reagie-
ren. Andere wiederum beginnen, sich die 
Sinnfrage zu stellen. Eine sehr reiche Frau 
erzählte, wie sie am Totenbett ihres Vaters 
erkannte, dass man den Reichtum ja nicht 
mitnehmen kann. Die meiste Veränderung 
wird wohl durch die sinnliche Erfahrung 
ausgelöst. Ich denke an einen sehr bekann-
ten Schweizer Unternehmer, der mir sagte, 
dass seine Fahrdienste für behinderte Men-
schen ihn dazu gebracht haben, anders über 
sich und die Welt zu denken. Er hatte durch 
diese Wahrnehmung einer anderen sozia-
len Realität ein Aha-Erlebnis. Ich habe nicht 
die Illusion, dass er jetzt ein völlig anderer 
Mensch ist, aber möglicherweise würde es 
helfen zu zeigen, wie lebt eine allein erzie-
hende Mutter, wie lebt eine Familie, wenn 
so viel Erwerbsarbeit vorhanden ist und so 
wenig Einkommen. Das hilft möglicherwei-
se mehr als der moralische Appell. 

Wie lenken die Reichen die Schweiz oder 
die globalisierte Welt? 
Die Welt ist komplex und kompliziert, daher 
wird sich nicht das eine Machtzentrum fin-
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den lassen. Aber die Strategien der Einfluss-
nahme sind sehr ausgeklügelt. Die Netzwer-
ke werden immer wichtiger. Wir beobachten 
auch da eine Konzentration von Wirtschafts-
macht, die sehr kohärent auftritt – ganz an-
ders als die Politik. Neben den Netzwerken, 
den persönlichen Bekanntschaften und den 
Verwandtschaften spielen auch die think 
tanks eine nicht zu unterschätzende Rolle. 
In der Schweiz haben wir mit ‚Avenir Suisse’, 
dem think tank des Unternehmerverbandes 
‚Economie Suisse’ eine ideologische Denkfa-
brik, allerdings finden die Studien weite Ak-
zeptanz, auch bei den Medien. 

Welche Rolle spielt die Politik noch für die 
Reichen? Gibt es enge Verbindungen von 
Wirtschaft und Politik? 
Die Anzahl der Politikerinnen und Politiker 
aus der Upper Middleclass hat zugenommen. 
Vor 30 Jahren spielten die Parteien noch eine 
größere Rolle, heute ist das anders. In einem 
nicht veröffentlichten Protokoll eines Basler 
Pharmakonzerns heißt es sinngemäß: ‚Wir 
haben es nicht mehr nötig, Leute in die Poli-
tik zu entsenden.’ Und doch gibt es eine be-
merkenswert hohe Zahl von PolitikerInnen, 
die aus diesen höheren Mittelschichtkreisen 
kommen. Aber Reichtum bedeutet zweifel-
los Macht. Es gibt nur wenige Reiche, die auf 

direkte Einflussnahme kaum Wert legt. Aber 
auch sie verstehen, Netzwerke und think 
tanks zu nutzen. Der vorhin erwähnte Un-
ternehmerverband Economie Suisse steckt in 
eine Abstimmung über die Wirtschaft mehr 
Geld als alle Parteien zusammen. 

Es scheint, als würden sich gerade die Rei-
chen als erste von den Auswirkungen der 
Krise erholt haben. Stimmt das?
Die reichsten 300 Schweizer hatten 1989 
ungefähr 86 Milliarden Franken, 2009 be-
saßen sie 447 Milliarden Franken. Ein Jahr 
zuvor hatten sie noch 457 Milliarden, tat-
sächlich haben sie also zehn Milliarden ver-
loren. Schon 2010 belief sich ihr Vermögen 
aber schon wieder auf 470 Milliarden Fran-
ken. Im Rahmen der raschen Erholung war 
also sogar eine Vermögenssteigerung mög-
lich. Interessant ist in diesem Zusammen-
hang auch, dass weniger als drei Prozent der 
Steuerpflichtigen über mehr Nettovermögen 
verfügen als der ganze Rest der Bevölkerung. 
Eine Gewerkschaftsstudie hat aufgezeigt, 
dass sogar nur zwei Prozent ebensoviel be-
sitzt wie 98 Prozent. Und die Studie „Global 
Wealth“ der Credit Suisse zeigt auf, dass in 
der Schweiz ein Prozent 58 Prozent der Ver-
mögen hat. Die Konzentration von Reich-
tum hat also zugenommen.

ZUR PERSON

UELI MÄDER
Ueli Mäder wurde 1951 in Bein-
will am See im Kanton Argau 
(CH) geboren. Er ist Ordinarius 
für Soziologie an der Universi-
tät Basel und Professor an der 
Hochschule für Soziale Arbeit 
(FHNW). Zu Mäders Forschungs-
schwerpunkten zählt u.a. Sozi-
ale Ungleichheit (Reichtum/Ar-
mut, Integration/Ausschluss). 
Aktuelle Publikationen: „Wie 
Reiche denken und lenken“, Zü-
rich 2010 (gem. mit Ganga Jey 
Aratnam, Sarah Schilliger) 
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Reichlich 
steueRn, 

abeR Wie?

gründung (Frage nach dem Warum). Nur 
vorab: Eine Reichensteuer, die eine „win-
win-Situation“ verspricht, von mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit, mehr Staatseinnahmen, 
mehr Wachstum und der Zustimmung aller 
träumt, ist jedenfalls illusionär. 
Fest steht, dass gesellschaftlichen Kontro-
versen weder durch den Verweis auf hohe 
Freibeträge, geringe Steuersätze oder lan-
ge Ausnahmenlisten ausgewichen werden 
kann. Zuerst muss begründet werden, wa-
rum überhaupt besteuert werden soll. Erst 
die unterschiedlichen Begründungen wer-
den unterschiedliche Steuervarianten nahe 
legen. Diese Unterschiede werden sich auch 
in den Steuereinnahmen niederschlagen. 
Aber auch die öffentliche Gerechtigkeits-
debatte ist davon ihrerseits beeinflusst. Wie 
sieht es also mit den in der öffentlichen De-
batte vorgebrachten Motivationen aus?
 

Die Reichensteuer ist in aller 
Munde, fast alle sind mittlerweile 

für sie. Steht sozialer Gerechtigkeit 
nun nichts mehr im Weg? 

Text: Martin Schürz, Beat Weber
Illustration: Eva Vasari

F ast alle sind jetzt schon für eine 
stärkere Besteuerung der Reichen. 
Meinungsumfragen ergeben satte 

Mehrheiten für ein Zulangen bei den Wohl-
habenden. Die GegnerInnen liefern in-
des ein mattes Rückzugsgefecht und bieten 
nur noch intellektuelle Kläglichkeiten wie 
„Enteignungs“-Rufe, „Neidsteuer“-Vorwür-
fe und Undurchführbarkeits-Behauptungen 
(„sofortige Kapitalflucht“) auf. Steht sozialer 
Gerechtigkeit nun nichts mehr im Wege?
Nun, die Einigkeit der BefürworterInnen 
unter dem strahlenden Banner der Gerech-
tigkeit trügt. Nicht überall, wo Gerechtigkeit 
draufsteht, ist auch Gerechtigkeit drin. Und 
nicht alles, was steuerlich machbar ist, ist be-
reits gerecht. Denn in der sozialen Gerech-
tigkeitsdebatte wird es nicht nur notwendig 
sein, bei den Modellen der Reichenbesteu-
erung genauer zu werden (Frage nach dem 
Wie), sondern insbesondere bei deren Be-
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1. Reichensteuern sind ein „Solidar-
beitrag“ nach der Krise
Dies dürfte gegenwärtig die beliebteste Be-
gründung einer „Reichensteuer“ sein. Bejaht 
wird diese Belastung tendenziell sogar von 
Reichen. Warum? Sie bedeutet erstens eine 
zeitliche Befristung auf Krisenzeiten (d.h. 
nach der Krise würde die Reichensteuer eine 
neue Begründung benötigen) und zweitens 
muss Reichensteuer ja nicht Vermögens-
steuer meinen, sie  könnte sich als Solidar-
beitrag auf Lohneinkommen beschränken. 
Diese Komponente ist für reiche Menschen 
aber in der Regel die unwichtigere Einkom-
mensquelle. Viel wichtiger sind Vermögen-
seinkommen.
Und sollte mit  einer Reichensteuer eine Ver-
mögenssteuer, d.h. eine Steuer auf die Ver-
mögenssubstanz, gemeint sein, wären unter 
der Bezeichnung „Solidarbeitrag“ niedrige 
Vermögenssteuersätze und hohe Freibeträ-
ge zu erwarten. Es ginge eben nur um ei-
nen „Beitrag“, und wegen des Fokus auf „die 
Reichen“ würde die Mitte nicht belastet wer-
den. 
Dieses Modell beinhaltet zudem ein ideolo-
gisches Moment. Es wird suggeriert, dass die 
Reichen von sich aus solidarisch seien, ob-
wohl Steuern eigentlich Pflichtabgaben sind. 
Die Reichen würden mit dem Nimbus der 
freiwilligen Güte versehen und so moralisch 

sein sollen, ist fragwürdig. Vielleicht sind 
die Armen ebenso gierig, nur haben sie defi-
nitiv weniger Mittel, die Gier zu leben. Beim 
Thema Gier ist der Lavendelverdacht hoch. 
Gier gilt in der Psychotherapie als Kennzei-
chen narzisstischer Persönlichkeitsstruktu-
ren. Es könnte zwar so sein, dass sich solche 
Persönlichkeitsstörungen eher bei Reichen 
finden als bei Armen; allein wir wissen es 
nicht. Wann Gier beginnt, ist in monetären 
Angelegenheiten völlig offen, und der Ein-
fluss von Steuern auf Gier ebenso. Vielleicht 
steigert eine höhere Besteuerung sogar den 
Wunsch nach noch mehr Einkommen, um 
den besteuerten Verlust wettzumachen? 

3. Vermögensbezogene Steuern in 
Österreich sind vergleichsweise „zu 
niedrig“
Wer so argumentiert, ist pragmatisch unter-
wegs und benötigt kein Gerechtigkeitsargu-
ment. Verwiesen wird oft auf andere Staaten: 
Durchschnittlich tragen vermögensbezoge-
ne Steuern in den OECD-Staaten 5,2% Pro-
zent zum Steueraufkommen bei, in Öster-
reich sind es aufgrund der großzügigen 
Zurückhaltung des Staates gegenüber Pri-
vatvermögen nur 1,3%. Würde Österreich 
zum OECD-Schnitt aufschließen, brächte 
das Mehreinnahmen in der Höhe von meh-
reren Milliarden Euro. Wie der internatio-
nale Durchschnitt aussieht, sagt aber nichts 
über richtig oder falsch in Steuerfragen aus, 
nur über die (Un-)Wahrscheinlichkeit von 
Kapitalflucht.

4. Reichensteuern sind „auch im Inte-
resse der Reichen“
Rationale Reiche sollten diesem Argument 
zufolge ein Interesse an einer Vermögens-
steuer haben, die den sozialen Zusammen-
halt stärkt. Dies ist ein Gemeinwohlargu-
ment, das etwa auf den Zusammenhang 
von Ungleichheit und Kriminalität und von 
egalitärer Gesellschaft und Lebenszufrie-
denheit abstellt. Manche Reiche wie etwa 
die US-Milliardäre Warren Buffet und Bill 
Gates argumentieren tatsächlich so gemein-
wohlorientiert. Doch der historische Trend 
bei den Vermögenssteuern zeigt, dass sich 
die Wohltäterfraktion bislang nicht durch-
setzen konnte, und die Mehrheit der Wohl-

ausgezeichnet. Hingegen käme kein Armer 
auf die Idee, seine Steuerleistung als „Solid-
arbeitrag“ zu bezeichnen.
Aus zwei Gründen darf bei dieser Varian-
te von sozialer Gerechtigkeit nicht die Rede 
sein. Es wird nur das Wachstum der Vermö-
gensungleichheit gebremst, aber nicht die 
Kluft zwischen Arm und Reich verkleinert. 
Zweitens fehlt die Bezugnahme auf die ge-
samte Gesellschaft. Denn von einer Zweck-

widmung der Reichensteuereinnahmen für 
die Armutsbekämpfung war bislang noch 
nicht die Rede.

2. Reichensteuern sind notwendig 
„gegen die Gier“
Die Besteuerung der Vermögenden gilt auch 
als Instrument zur ethischen Reform des Ka-
pitalismus. Der Verweis auf Gier, die den auf 
den Finanzmärkten umtriebigen Reichen als 
Charaktereigenschaft zugeschrieben und als 
Ursache für die Krise behauptet wird, ver-
allgemeinert das Thema ins Nebulose. Wa-
rum gerade die Reichen besonders gierig 

ÖsteRReich besteueRt 
PRivatveRmÖgen 

im oecD-veRgleich 
kaum.
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habenden sich mehr vom Zukauf privater 
Lösungen für ihre Sicherheitsbedürfnisse 
verspricht. 

5. Vermögenssteuern „erhöhen die Fi-
nanzstabilität“
Vermögenssteuern, die verhindern, dass 
die Reichen und die von ihnen beauftragten 
Banken mit ihren riskanten Anlagen weite-
re Finanzkrisen auslösen, müssten massiv 
ausfallen. Es müssten hohe Steuersätze ge-
wählt werden, damit die Reichen ihr Spiel-
geld verlieren. Das Bankgeheimnis müsste 
aufgegeben werden, damit die Finanzvermö-
gensbestände kontrolliert werden können. 
Im Immobiliensektor müsste der preistrei-
benden Spekulation durch einen expan-
dierenden öffentlichen Wohnbau begegnet 
werden. Zu solchen weit reichenden Maß-
nahmen zeichnet sich wirtschaftspolitisch 
nirgendwo die Bereitschaft ab. Stattdessen 
gibt es viel Gerede zur Finanztransaktions-
steuer, deren Belastungseffekt minimal und 
deren Beitrag zur Finanzstabilität vermut-
lich bescheiden ist (wenngleich mit ihr ein 
nicht unbeträchtliches Aufkommen erzielt 
werden könnte). Von der österreichischen 
Politik lässt sich eine solche Steuer leicht 
fordern, da von den großen Finanzplätzen 
ein Veto kommt.

6. Vermögenssteuern „aufs Machbare 
beschränken“
Machbarkeit ist ein wichtiges Argument in 
der Debatte um Vermögenssteuern. So be-
haupten die GegnerInnen, dass jeder steu-
erliche Zugriff auf privates Vermögen durch 
den Staat scheitert, weil sich Vermögen 
durch Flucht entziehen würde. Gegen die-
se Behauptung ist ein beliebtes Gegenargu-
ment: Immobilien können nicht fliehen; nun 
ist dies zwar faktisch richtig, aber kein Ge-
rechtigkeitsargument. Und während zwar 
eine Immobiliensteuer durchaus auch die 
„Richtigen“ träfe – denn Immobilienbesitz 
ist hoch konzentriert (in Österreich befinden 
sich 61% des gesamten privaten Immobilien-
vermögens im Besitz der obersten 10%)  – so 
entgingen andere Vermögenskomponenten 
(Finanzvermögen) unbegründet einer Be-
steuerung. Darüber hinaus bedürften aus 
Verteilungssicht negative Nebenwirkungen 

einer Grundsteuer (Überwälzung der Steuer 
auf Mieten, Besteuerung mühsam ersparter 
Kleineigenheime) gesonderter Regelungen. 

7. Arbeit und Vermögen steuerlich 
„wenigstens gleich behandeln“
Hier wird auf die steuerliche Gleichstellung 
von Einkommen aus Arbeit und Vermögen 
abgezielt. Beide Einkommensquellen sollen 
dem gleichen Steuersatz unterworfen wer-

den. Problem: Die Unterschiede in der an-
fänglichen Ressourcenausstattung zwischen 
Armen und Reichen werden nicht berück-
sichtigt. Arbeit ist aber nicht mit Vermö-
gensbestand zu vergleichen, aus dem Sub-
stanzentnahmen gemacht werden können. 
Mit sozialer Gerechtigkeit hat dieses forma-
le Gleichheitsargument bei der Besteuerung 
daher wenig zu tun. 

8. Soziale Gerechtigkeit verlangt eine 
substanzielle Vermögens- und Erb-
schaftssteuer
Besteuerung, die den Anspruch auf Gerech-

tigkeit  erhebt, muss auf die Vermögenskon-
zentration zielen, da sonst die Kluft zwi-
schen Arm und Reich nicht kleiner wird 
und die Demokratie ausgehöhlt wird. Das 
würde eine Besteuerung der Vermögens-
substanz, nicht bloß der Vermögenserträge 
bedeuten und eine möglichst umfassende 
Besteuerung aller möglichen Vermögens-
formen (Immobilien, Finanzvermögen etc.). 
Denn Vermögenssteuern in einer sozialen 
Gerechtigkeitsperspektive wollen explizit 
Umverteilung und nicht nur einen kleinen 
Beitrag vom Zugewinn. Eine fundamenta-
le Diskussion zur Umverteilung ginge folg-
lich nicht ohne Werte- und Interessenskon-
flikte ab.
Eine substanzielle Vermögensbesteuerung 
wäre kohärent begründet, wenn auch der 
Verwendungszweck der Steuereinnahmen 
gesellschaftlich sinnvoll (z.B. Alterspfle-
ge, Kinderbetreuung, Stärkung der Kauf-
kraft der Armen, öffentliche Investitionen, 
usw.) ist. Während die Wohlhabenden im 
Fall freiwilliger Spenden aber diesen selbst 
festlegen, würde eine Besteuerung mit de-
mokratisch definiertem Verwendungszweck 
den Kreis der Entscheidungsbeteiligten er-
weitern. Was als gesellschaftlich sinnvoll er-
achtet wird, wäre einer öffentlichen Debatte 
zuzuführen. Die Macht des Reichtums muss 
auf gelebte Demokratie treffen. 

veRmÖgenssteueRn 
Wollen umveRteilung, 

nicht nuR kleine beitRä-
ge vom zugeWinn.

Das Kapital ist ein scheues Reh.
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Facebook als Propaganda-Tool:
Über „reiche“ Asylsuchende und den 

Widerspruch gegen rechtspopulistische 
Lügenmärchen.
Erfahrungsbericht: Alex Poloak
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aRm haut 
auf äRmeR 

E s war einmal in Österreich eine Asyl-
werberfamilie mit 6 Kindern. Die-
ser Familie ging es besonders gut. 

3.593,90 Euro bekam diese Familie jeden 
Monat vom Staat Österreich überwiesen. 
Doch nicht nur das, niemand in der Asyl-
werberfamilie brauchte für das viele Geld 
auch nur einen Finger zu rühren. Wer hin-
gegen kein Asylsuchender war, musste in 
Österreich hart arbeiten, nur um dann fest-
zustellen, dass er doch viel weniger bekam. 
So erging es etwa einem österreichischen 
Facharbeiter, der eine Frau und drei Kinder 
zu versorgen hatte. Er bekam inklusive Fa-
milienbeihilfe nur 1.692,73 Euro ausbezahlt. 
Es war eine ungerechte Welt in Österreich, 
eine Welt, in der man ein Asylsuchender 
sein musste, um es gut zu haben.“

Als ich auf Facebook auf dieses Märchen 
stieß, dachte ich erst, diesen Unsinn wird 
doch niemand ernsthaft glauben. Zwar ste-
hen Ungerechtigkeiten in Österreich an der 
Tagesordnung, aber Asylsuchende sind ei-
nes mit Sicherheit nicht: auf der materiel-
len Schokoladenseite. Ich wandte mich also 
rasch wieder von dem Facebook-Märchen-
plakat ab. Kurz darauf packte mich aber 
doch die Neugier. Woher kam dieses Plakat? 

Die Facebook-Seite, von der es gepostet wor-
den war, trug den Namen „Weinhof Günter 
Nekrep“. Auf dieser Seite hing das Asylmär-
chenplakat an der Pinnwand und darunter 
stand in großen Buchstaben „BITTE TEI-
LEN! BITTE TEILEN!“ Und was ich dann 
sah, konnte ich im ersten Moment gar nicht 
glauben. Ich musste zwei, dreimal hinschau-
en: das Plakat war mehr als zweitausend (!) 
Mal geteilt worden. 
Wenn man bedenkt, wie viele Menschen mit 
einem Eintrag auf der Pinnwand einer Fa-
cebook-Seite erreicht werden können, dann 
war es wahrscheinlich, dass das Asylmär-
chen mehrere Zehntausend, vielleicht so-
gar mehr als Hunderttausend Menschen in 
Österreich zu Gesicht bekommen hatten. 
Die Kommentare, die Facebook-User dazu 
gepostet hatten, ließen erkennen, dass die 
Menschen dem Märchen tatsächlich Glau-
ben schenkten: Einige kommentierten: „Ich 
hab’s schon immer gewusst“ oder „Diese Po-
litik führt uns in den Abgrund“ oder „Kein 
Wunder“. 
Ich fragte mich, was wohl in den Köpfen der 
Leute vorgeht, die solche Märchen ohne An-
flug eines Zweifels glauben (wollen) und sie 
auch noch ohne zu zögern verbreiten. Ich 
überlegte, wie ich reagieren sollte oder sollte 

ich am besten gar nicht reagieren? Sollte ich 
das Asylmärchen Märchen sein lassen und 
nur schauen, keine zusätzliche Aufmerksam-
keit darauf zu lenken?
Nachdem das Plakat aber eine bereits der-
maßen massive Verbreitung gefunden hatte, 
wollte ich dagegenzuhalten. Ich produzier-
te ein neues Plakat, das dem Asylmärchen 
die Wahrheit über die finanzielle Lage von 
Asylsuchenden entgegenhält. Ein Wettren-
nen ging los. Würde das Gegenplakat an-
nähernd soviel Verbreitung finden wie das 
Asylmärchenplakat?
Um es nicht zu spannend zu machen, die 
Antwort lautet: Nein. Das Gegenplakat wur-
de zwar mehrere hundert Mal auf Facebook 
geteilt und damit von mehreren Tausend, 
vielleicht sogar von mehr als zehntausend 
Menschen im Netz wahrgenommen. Das ist 
durchaus beachtlich, an die Verbreitung des 
Asylmärchens kam es aber nicht heran. 
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Ich beließ es aber nicht beim Posten des Ge-
genplakats, sondern verschickte es auch an 
etwa zweihundert der Leute, die das Asyl-
märchen auf ihre Facebook-Pinnwand ge-
heftet hatten. Ich war neugierig, ob es zu ir-
gendwelchen Reaktionen kommen würde. 
Tatsächlich fanden sich zwei Personen, die 
mir zurück schrieben. Die eine schrieb le-
diglich lapidar „Wen interessiert’s?“, die an-
dere ließ sich hingegen auf einen kurzen 
Dialog mit mir ein. Sie fühle sich unterprivi-
legiert und im Stich gelassen, und da gäbe es 
diese Asylsuchenden, die mit „heißen Schlit-
ten“ herumfahren und nichts arbeiten. Und 
dann sagte sie noch etwas Interessantes: „Ja, 
die, die was haben, geben eh sowieso nichts, 
also was soll ich machen, uns hilft eh kei-
ner, wieso soll ich denen helfen, die solche 
Autos fahren?“
Ganz offensichtlich fühlte sich diese Person 
nicht nur vom Staat allein gelassen, sondern 

es erschien ihr auch sinnlos, Stärkere in der 
Gesellschaft für ihre unbefriedigende Situa-
tion verantwortlich zu machen. Gegen die, 
die weiter unten sind bzw. die, die noch wei-
ter unten zu sein haben als man selbst, lässt 
es sich besser Frust ablassen. 

Task force gegen „reiche“ 
Asylwerber
Das weiß auch die Politik. Deshalb hatte 
es sich die damalige Innenministerin Fek-
ter auch zu einer ihrer Hauptaufgaben ge-
macht, gegen Asylsuchende, die „zu Un-
recht“ Grundversorgung beziehen, zu Felde 
zu ziehen. Eine eigene Task force wurde ge-
bildet, um Jagd auf „wohlhabende“ Asyl-
suchende zu machen. Die Flüchtlingshel-
ferin Ute Bock kann von Fällen berichten, 
in denen Asylsuchenden die Grundversor-
gung aberkannt wurde, weil sie einen klei-
nen Fernseher bei sich stehen hatten oder 

weil sie geringfügig etwas dazu verdienten. 
40 Millionen Euro seien bei Asylsuchen-
den eingespart worden, behauptete Fekter 
stolz. Es ist die gleiche Fekter, die sich nun 
mit Händen und Füßen dagegen wehrt, dass 
Steuern auf große Vermögen eingeführt wer-
den, weil dann ja reichen Menschen „nach-
geschnüffelt“ werden müsste, und das sei ih-
nen nicht zumutbar.
Ihren Ursprung hat die Rhetorik von den 
„privilegierten Ausländern“ allerdings bei 
der FPÖ. Auch wenn sich die Quelle des 
Facebook-Asylmärchenplakats nicht mehr 
genau identifizieren lässt, so passt das Pla-
kat perfekt in die Kommunikationsstrategie 
der FPÖ. Viele werden sich noch an Heinz-
Christian Straches Worte im letzten Wiener 
Wahlkampf erinnern, als er sagte: „Willst du 
eine soziale Wohnung haben, musst du nur 
ein Kopftuch tragen.“ Und auch der Wiener 
FPÖ-Obmann Johann Gudenus forderte erst 
kürzlich wieder: „Schluss mit der Bevorzu-
gung von Migranten!“
Das Klavier, auf dem populistische Polit-
kerInnen spielen, funktioniert so lange 
gut, solange sich unsere Gesellschaft nicht 
von der Vorstellung verabschiedet hat, dass 
es NichtösterreicherInnen in Österreich 
schlechter zu gehen hat als ÖsterreicherIn-
nen. 
Es gilt also an einer neuen Sichtweise auf 
Gesellschaft zu arbeiten. Und es gilt wo im-
mer möglich gegen Lügenpropaganda aktiv 
zu werden. Denn Resignation und Schwei-
gen stärkt reaktionäre Kräfte.

 Im Internet kursieren Lügenmärchen über reiche AsylwerberInnen.
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In den USA reissen Kommunen den Asphalt 
von Straßen auf, weil ihnen das Geld für deren 

Erhaltung fehlt. Zugleich wetten Investmentbanker 
auf Weizen, weil ihnen angesichts enormer 

Kapitalmengen die Anlageformen ausgehen. Bericht 
über eine Verteilungskrise.

Text: Gunnar Landsgesell

20

Wo bleibt 
DeR Reichtum?

U nd wieder ein neuer Rekord: Im ers-
ten Quartal 2011 haben Versiche-
rungen und Pensionsfonds rund 600 

Milliarden Dollar in die von Investmentban-
ken und Hedgefonds aufgelegten Wertpapie-
re investiert, um auf Rohstoffe, darunter Mais 
und Weizen, zu wetten. Das ist so viel wie nie 
zuvor. Vor dem Hintergrund einer Milliarde 
hungernder Menschen auf der Welt bedeu-
tet das auch einen Rekord an Zynismus. Im-
mer mehr WirtschaftsexpertInnen kritisieren 
dieses Börsenspiele und fordern ein Verbot 
auf Zocken mit Nahrungsmitteln. Die Fol-
gen der Spekulationen, so argumentieren sie, 
ist ein dramatischer Anstieg der weltweiten 
Nahrungsmittelpreise. Die deutsche NGO 
„foodwatch“ kommt in ihrer aktuell präsen-
tierten Untersuchung „Die Hungermacher“ 
zum Ergebnis, dass diese Finanzindustrie 
für den Hunger und den Tod von Millionen 
Menschen mitverantwortlich ist. Foodwatch 
rechnet vor, dass allein 2010 die Nahrungs-
mittelpreise um unglaubliche 33 Prozent ge-
stiegen sind. Das stürze weitere Millionen 
von Menschen in die absolute Armut. 
In der hochkomplexen, globalisierten Fi-
nanzwelt gibt es selten so anschauliche Bei-
spiele dafür, wie der Reichtum der Einen die 
Armut der Anderen bedeutet. Seit der Dere-

gulierung der Finanzmärkte scheinen auch 
die Möglichkeiten des Spekulierens völlig 
entfesselt. Die Wetten auf Weizen oder Mais 
sind aber kein Zufall. ÖkonomInnen wie der 
Bremer Uni-Prof. Hans H. Bass erklären, 
dass die unkontrollierten Finanzmärkte in 
den vergangenen Jahrzehnten solch immen-
se Mengen an Kapital angehäuft haben, dass 
ihnen die Anlageformen ausgingen. Rohstof-
fe wie Nahrungsmittel erwiesen sich als hei-
ße, neue Anlageklasse, die Öl oder Gold ver-
drängten. Wie attraktiv Nahrungsmittel als 
Anlage- und Gewinnform wurden, zeigt sich 
etwa an der Chicagoer Börse (CBOT). Laut 
Foodwatch lag der Anteil an spekulativ ge-
haltenen Weizen-Kontrakten dort 1999 noch 
bei  20 bis 30 Prozent. Heute ist er auf 80 Pro-
zent gestiegen. Brisant ist daran auch, dass 
der gehandelte Weizen die Besitzer gar nicht 
wechseln muss. Mit Leerkäufen, Terminge-
schäften und selbst Wetten wird mit Gütern 
gehandelt, die sich nicht im Besitz der Zo-
cker befinden müssen. Da geht zuweilen der 
Anschluss an die Realität verloren. Das Volu-
men der Termingeschäfte auf eine bestimmte 
Weizensorte („Soft Red Winter“) belief sich 
in Chicago im März auf rund 76 Tonnen. 
Tatsächlich beträgt die gesamte Jahresernte 
dieser Weizensorte lediglich neun Tonnen. 

Die Armen dieser Welt bilden den Endpunkt 
dieser Börsenwelt, nur dass sie nicht virtuell 
hungern, sondern ganz real.

„Steuerschonend“
Auch wenn dieser Tage die Wut auf (Invest-
ment)Banken die öffentliche Meinung be-
stimmt, sind es nicht die Geldinstitute al-
lein, die den Nationalökonomien und damit 
der Gesellschaft Schaden zufügen. Schon in 
den vergangenen Jahrzehnten trieb auch das 
fröhliche Credo „Geht es der Wirtschaft gut, 
geht es den Menschen gut“ bizarre Blüten. 
Während die Rating-Agenturen vor weite-
ren Staatspleiten und die OECD vor einer 
tiefen Rezession warnt, wurden große Un-
ternehmen von den Staaten quasi steuerfrei 
gestellt. Steuersysteme arbeiten angesichts 
internationaler Konkurrenz ängstlich Kon-
zernen zu, während ArbeitnehmerInnen die 
Ausfälle kompensieren. In den Jahren 1960 
bis 2000 sank etwa in Deutschland der An-
teil der Steuern auf Gewinn- und Vermö-
genseinkommen von 20 Prozent auf 6,7 Pro-
zent, während im selben Zeitraum der Anteil 
der Steuern auf Löhne und Gehälter von 6,3 
auf 19,4 Prozent stieg. Hier musste also je-
mand für die Unternehmen einspringen. 
Wie das funktionierte, führten Hans Weiss 
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und Ernst Schmiederer schon 2004, lange 
vor der Finanzkrise, in ihrem Buch „Asozia-
le Marktwirtschaft“ eindrücklich vor. Wäh-
rend Unternehmen die Staaten systematisch 
ausgeplündert haben, sind Städte wie Wup-
pertal oder Gelsenkirchen aufgrund ausge-
trockneter Gewerbesteuern nahezu bankrott. 
Die Schließung von öffentlicher Infrastruktur 
wie Schwimmbäder und Bibliotheken steht 
im Raum, bis zur Kürzung sozialer Leistun-
gen reichen die Folgen dieser gigantischen 
Umverteilung. Währenddessen verzeichnen 

Unternehmen Rekordgewinne, streifen Vor-
stände Boni in Hundert-Millionen-Höhe ein, 
freuen sich Shareholder über neuerliche Di-
videndensteigerungen. Wir haben es nicht 
mit einer kurzfristigen Finanzkrise, sondern 
mit einer Systemkrise zu tun, die weiter zu-
rückreicht. Konzerne wie Unilever, BMW 
oder Pfizer haben, angeleitet von interna-
tional agierenden Steuerkanzleien wie Pri-
cewaterhouseCoopers, verschachtelte Fir-
menstrukturen entwickelt, um möglichst 
„steuerschonend“ ihre Gewinne einzufah-

Hochspekulative Termingeschäfte machen auch vor Nahrungsmittel nicht halt. 
(Quelle der Grafik: foodwatch.de)
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ren. „Legale Steuerhinterziehung“ nannte das 
ein Steuerfahnder einmal. Wer besonders ge-
schickt ist, kriegt vom Staat sogar noch eine 
„Negativsteuer“ ausbezahlt, wie Hans Weiss 
in seinem 2010 erschienenen „Schwarzbuch 
Landwirtschaft“ ausführt. Die Raiffeisenlan-
desbanken berappten für einen Jahresgewinn 
von rund 1,9 Milliarden Euro nur rund 1,9 
Millionen Euro an Steuern. Das entspricht, 
so Weiss, einer Steuerleistung von 1 Prozent, 
wobei das Gesetz eigentlich 25 Prozent vor-
sieht – aber eben auch zahlreiche Vergünsti-
gungen und Schlupflöcher. Die Raiffeisen OÖ 
schaffte es in einem Jahr sogar, bei Gewin-
nen von 220 Mio. Euro nicht nur keine Steu-
ern zu zahlen, sondern auch noch 10,4 Mio. 
Euro (Steuergelder) refundiert zu bekommen. 
Die Politik sorgte mit ihren Steuerrechtsre-
formen für viel Spielraum, Sozialdemokra-
tie oder Konservative machten dabei keinen 
Unterschied. Gewinne können mit den Ver-
lusten von Tochterfirmen gegen gerechnet 
werden, Holdings siedeln sich in steuerlich 
günstigen Staaten an und leiten von dort Mil-
liarden an Steuern an die Shareholder wei-
ter, alles legal, versteht sich. Zuweilen schießt 
die Einladung zur Steuerschonung über das 
Ziel hinaus. Erst jüngst erschütterte das noch 
schwerer als Italien verschuldete Japan einer 
der größten Unternehmensskandale. Vor 20 
Jahren geriet Medizintechnik-Konzern Olym-
pus, bekannt für seine Kameras, durch Invest-
mentverluste gehörig ins Trudeln. Das Minus 
schrieb die Direktion beim Kauf anderer Un-
ternehmen ab, indem es etwa überhöhte Be-
raterhonorare verrechnete. Beim Kauf des 
britischen Herstellers medizinischer Gerä-
te, Gyrus, um 2 Milliarden Dollar, ließen sie 
600 Millionen Euro „steuerschonend“ in ei-
nen Fonds auf den Cayman Islands fließen. 
„Üblich“ wäre aber nur ein Dreißigstel die-
ses Betrages gewesen. Auch wenn Konzerne 
oder Einzelaktionäre ihre Gewinne ganz legal 
über Briefkastenfirmen in Steueroasen trans-
ferieren, sind es vor allem die Staatsbudgets, 
die dadurch erfolgreich ausgedünnt werden. 
Erst kürzlich rechnete die Arbeiterkammer 
die Schieflage bei der Steuerlast in Österreich 
vor. Zwei Drittel der Steuern zahlen Arbeit-
nehmerInnen und PensionistInnen (43 Milli-
arden Euro über Lohn- und Mehrwertsteuer), 
nur ein Drittel kommt aus Steuern auf Ge-
winne, auf Vermögen und Sprit (22,6 Milli-
arden Euro). Das ist vergleichsweise beschei-
den. Politische Forderungen, wonach sich die 
Reichen doch solidarisch zeigen sollen, wir-
ken dabei wie ein Hohn. Wo den Armen und 
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Sozialstaat stabilisiert
Die Angstmache, wonach etwa unser Um-
lagesystem die Pensionen der Zukunft nicht 
mehr sichern könne, wirkt vor dem Hinter-
grund satter Konzerngewinne und der enor-
men Kapitalsummen, die im Börsengeschäft 
zirkulieren, entweder ziemlich ratlos oder 
– aus Sicht privater Pensionsfonds – ziem-
lich kalkuliert. Aber müssen die BürgerIn-
nen, wie der deutsche Philosoph Jürgen Ha-
bermas es unlängst formulierte, wirklich das 
Vertrauen in die Politik und damit die Demo-
kratie verlieren? Wie kommt es, dass die Ver-
schlankung des Staates, das „rationalisieren“ 
als so erstrebenswert erscheint? Während zu-
gleich der Verlust an Lebensqualität bedau-
ert wird. Dass das Vertrauen in den Sozial-
staat einer regelrechten Verachtung für ihn 
Platz zu machen scheint? Erst kürzlich hat 
der Ökonom Markus Marterbauer in seiner 
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der Mittelschicht verordnet wird, den Gürtel 
enger zu schnallen, wird die Steuerpflicht bei 
den Reichen als „Solidarbeitrag“ verstanden. 
Nur wenige Reiche verstehen diese Solidari-
tät als strukturelle Maßnahme zur Umvertei-
lung. Strabag-Chef Hans Peter Haselsteiner 
oder der Unternehmersohn und Gesund-
heitsökonom Christian Köck folgten in öf-
fentlichen Statements Beispielen wie dem ka-
lifornischen Milliardär Warren Buffett  und 
forderten die Erhöhung von Einkommens-
steuern bzw. Erbschafts- und Schenkungs-
steuern. Andere wie Billa-Gründer Karl Wla-
schek drohten in der Vergangenheit schon 
gerne einmal damit, das Land zu verlassen, 
wenn die Belastungspakete nicht gestoppt 
würden. Um sich vor dem Zugriff dieses 
Staates zu schützen, haben die Flicks, Piech, 
Wlaschek oder Prinzhorn ihr Vermögen in 
Privatstiftungen geschützt.

fabelhaften Analyse „Zahlen bitte! Die Kos-
ten der Krise tragen wir alle“, vorgerechnet, 
wie wachsende Ungleichheit nicht nur die Fi-
nanz- sondern auch eine gesellschaftliche und 
soziale Krise verschärft. Während sich „Sozi-
alstaat“ zunehmend wie ein Schimpfwort an-
hört, führt Marterbauer aus, dass sich „gera-
de auch in der Finanzkrise dieser Sozialstaat 
als stabilisierender Faktor bewährt und seine 
Überlegenheit gegenüber privaten, auf den 
Kapitalmärkten basierenden Sicherungssys-
temen erneut bewiesen“ hat. Der Wirtschafts-
wissenschafter bestätigt auch, dass Arme und 
die Mittelschicht in den vergangenen Jahr-
zehnten nur eingeschränkt an der Zunahme 
des ökonomischen Wohlstands profitiert ha-
ben. Wider besseres Wissen scheint man in 
Europa aus den Folgen der fatalen Deregulie-
rungspolitik der Reaganomics (Laffer-Kurve!) 
der 1980er Jahre nichts gelernt zu haben. Aus 
den USA wird mittlerweile von steuerlich aus-
getrockneten Kommunen berichtet, die den 
Asphalt ihrer Straßen aufreißen und diese in 
Schotterpisten verwandeln, weil sie sich de-
ren Erhaltung nicht mehr leisten können. 
Die nächtliche Straßenbeleuchtung abschal-
ten, öffentliche Spitäler schließen und sozia-
le Leistungen einfach beenden. Jede/r zehnte 
US-Amerikaner/in bezieht heute Lebensmit-
telmarken, weil das Land zwar ein sehr hohes 
BIP aufweist (ein Drittel höher als in Öster-
reich), aber der Wohlstand so ungleich ver-
teilt ist. Wo also bleibt der Reichtum, müsste 
man angesichts der Sparrhetorik die österrei-
chische Regierung fragen. Währenddessen zo-
cken die Spekulanten ungehindert weiter. Wie 
meinte James Angels, Ökonom der Universität 
Georgetown: Was mich an der Krise wirklich 
erschreckt hat, ist nicht, wie viel sich verändert 
hat, sondern wie wenig. Aber das liegt daran, 
dass die Software in unseren Gehirnen nicht 
neu programmiert wurde. Sie lautet: Werde 
schnell reich, die Gier der Leute zu spekulie-
ren, verschwindet nicht von alleine.

Konzernchef Hans-Peter Haselsteiner, 
Unternehmer fordert ein solidarisches 
Steuersystem.

Beleuchtet die Hintergründe der Finanzkrise: der Dokumentarfilm „Inside Job“ 
von Charles Ferguson. 
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NGO-News

Ausgezeichnete
MO-
Autorinnen
Ulli Gladik wurde für ihre 
Reportage „Eine Mafia, die 
bettelt?“ ebenso wie Han-
na Silbermayr für die Mi-
grations-Reportage „Sie 
haben uns das Meer ge-
stohlen“ mit dem Prälat-
Leopold-Ungar-Preis der 
Caritas ausgezeichnet. Bei-
de Geschichten erschienen 
in MO. Wir gratulieren!

International
Migrants
Day
Am 18. Dezember, dem In-
ternational Migrants Day, 
wird es auch in Wien, im 
Flüchtlingsdorf „Macondo“ 
in Simmering, ein Treffen 
mit Diskussionen und Akti-
onen geben. Die Veranstal-
tung steht in Verbindung 
mit dem Internationalen 
MigrantInnentag am 1. März 
2012. http://globalmigrants-
action.org

Familie
Hasani
soll bleiben
Seit 7 Jahren lebt die Familie 
Hasani in Neufelden (OÖ). 
Nun soll die Familie mit vier 
Kindern zwischen fünf und 
11 Jahren in den Kosovo 
abgeschoben werden; der 
Asylgerichtshof hält das für 
„zulässig“. Die Gemeinde 
und viele andere protestie-
ren gegen dieses inhumane 
Vorhaben. http://hasanissol-
lenbleiben.blogspot.com/

Die Wiener Straßenzeitung „Augustin“ hat in 
einem telefonischen Rundruf ermittelt, ob es 
Adventmärkte gibt, die KolporteurInnen von 
Straßenzeitungen und auch BettlerInnen den 
Zutritt verwehren. Das Ergebnis: Acht Märkte 
hatten tatsächlich ein Verbot verhängt. Als Le-
gitimierung sehen die VeranstalterInnen of-
fenbar den neoliberalen Trend an, öffentliche 
Raum durch „Anmietung“ kurz- oder auch 
langfristig für eigene kommerzielle Zwecke 
zu privatisieren. Anders sah es die Augustin-
Redaktion. Vor dem Hintergrund christlicher 

Nächstenliebe ortete sie einen Kampf gegen 
die Armut, der zu einem Kampf gegen die Ar-
men selbst gewendet wurde. Sie riefen zum 
Protest auf, diesem folgte eine Reihe anderer 
Medien wie auch empörte BürgerInnen, die 
ihre Solidarität bekunden wollten. Einer der 
Weihnachtsmärkte, der Manchen verschlossen 
bleiben sollte, findet am Wiener Rathausplatz 
statt. Dessen Betreiber heißt Akan Keskin und 
zierte im Rahmen eines Dossiers über migran-
tische Ökonomien selbst einmal das Cover 
dieses Magazins. Ursprünglich lehnte Keskin 

Gespräche ab. 24 Stunden vor der Occupy-Ak-
tion, so berichtet der Augustin, lenkte er aber 
ein. Der Augustin solle verkauft werden dür-
fen. Deren RedakteurInnen freuten sich über 
den ersten Erfolg, über die „privilegierte“ Be-
handlung hingegen weniger. Zudem: Auch 
auf anderen Märkten wie dem am CAMPUS 
und im Alten AKH würde armen Menschen 
der Zutritt verwehrt. Was die Zivilgesellschaft, 
die über Facebook und andere soziale Medien 
mobil machte, noch erreichen konnte, blieb zu 
Redaktionsschluss offen. gun
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Hier geboren, vom Staat vertrieben.

We are the 99 Percent
Persevere – Durchhalten! Für leist-
bare Sozialversicherung, gerecht 
bezahlte Jobs, gute Schulen, Pensi-
onsversicherung! www.wearethe99-
percent.tumblr.com  

NeOliberalismus ii

Asoziale Weihnachtsmärkte
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2 005 kam Elina* im Alter von 25 Jahren 
nach Österreich und suchte um Asyl 
an. In Polen und Tschechien hatte sie 

es vergeblich versucht. Zwei Jahre dauerte 
allein die Überprüfung der Zuständigkeit 
Österreichs. Legal arbeiten durfte Elina in 
dieser Zeit nicht. Sie begab sich trotzdem 
auf Arbeitssuche – illegal: „Mein erster Job 
war der einer Babysitterin, für drei Euro die 
Stunde“, erzählt Elina, die in ihrer Heimat 
ein Universitätsstudium absolviert hat. 2007, 
als sie schon zum inhaltlichen Verfahren zu-
gelassen war, jobbte Elina zunächst weiter-
hin illegal – diesmal als Haushaltshilfe. Bei 

zwei Familien hatte sie Glück: Sie bekam 
zehn Euro die Stunde und „sehr viel mora-
lische Unterstützung“, wie sie hervorhebt. 
Diese Unterstützung durch engagierte Ein-
zelpersonen hatte sie auch nötig: Asylwer-
berInnen wie Elina haben es auf dem öster-
reichischen Arbeitsmarkt  denkbar schwer,  
sind sie doch von diesem praktisch ausge-
schlossen. Zumindest solange das Zulas-
sungsverfahren noch andauert. Aber auch 
für die Dauer des inhaltlichen Verfahrens, 
das Jahre dauern kann, gibt es kaum Chan-
ce auf eine Beschäftigungsbewilligung. Jene 
Bereiche, in denen der Gesetzgeber Arbeit 

zulässt, klingen fast wie ein Hohn: Die Leu-
te dürfen sich als Ernte- und Saisonarbei-
terInnen, als ZeitungsausträgerInnen, als 
SchneeräumerInnen bei der MA48 zu Min-
deststundensätzen verdingen. Oder auch als 
„neue Selbstständige“, etwa in der Sexarbeit. 
Im Falle einer Inhaftierung bleibt die Ar-
beit im Gefängnis. Eine besondere Nische, 
die auch während des Zulassungsverfahrens 
besteht: die gemeinnützige Tätigkeit. Für 
die absolute Gros der Leute aber gilt: Wer 
nicht arbeiten darf, ist von staatlicher Ver-
sorgung abhängig. Die nennt sich im Fall 
asylsuchender Menschen Grundversorgung 

asylschutz

Per Gesetz zum Nichtstun verurteilt
Asylsuchende leben in Österreich praktisch unter Arbeitsverbot. Der Staat erlaubt nur wenige  
Ausnahmen, Prostitution und Erntehilfe sind zwei davon. Wovon leben also Menschen mitunter 
Jahre lang? TExT: Niko kATSivElAriS FoToS: kAriN WASNEr



lassungsverfahren in der Erstaufnahmestelle 
Traiskirchen zu bleiben. Damit hatte sie aber 
den Anspruch auf Grundversorgung verlo-
ren. Wie sie ohne ein Quartier beim Verein 
Ute Bock, ohne Essensgutscheine und ille-
gale oder prekäre Jobs überlebt hätte, lässt 
sich nur schwer vorstellen.

Gesetzesdschungel 
Der äußerst beschränkte Zugang zum Ar-
beitsmarkt geht auf die schwarz-blaue Re-
gierungszeit zurück. Der damalige VP-Wirt-
schaftsminister Martin Bartenstein erließ 
im Jahr 2004 einen Erlass, der arbeitswillige 
Asylsuchende in die Ernte- und Saisonarbeit 
drängte. Seit 2010 werden sie sogar in Ös-
terreich lebenden MigrantInnen offiziell be-
vorzugt. Das Argument billiger Arbeitskräfte 
dürfte es möglich machen. Insofern dürfte es 
sich auch erübrigen, zu prüfen, ob für diese 
Arbeitsnische ÖsterreicherInnen zur Verfü-
gung stünden. 
Einen gesetzlichen Haken gibt es aber auch 
in dieser Situation: Findet jemand wie Elina 
eine legale Beschäftigung im Tourismusge-
werbe oder in der Landwirtschaft, wird sie 
von ihrem konkreten Arbeitgeber automa-
tisch abhängig. Im Moment, in dem dieser 
sie kündigt, wäre auch die Beschäftigungs-
bewilligung weg. Die Errungenschaften un-
serer modernen Arbeitswelt scheinen damit 
fern. Von besseren Beschäftigungstiteln, die 
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und macht einen Bruchteil der bedarfsori-
entierten Mindestsicherung aus.

„Rückkehrverbot“ 
bei illegaler Tätigkeit
Elina gehörte zu jenen „Fällen“, in denen das 
Zulassungsverfahren besonders lange dau-
erte. Margit Ammer vom Ludwig Boltzmann 
Institut für Menschenrechte dazu: „Während 
des Zulassungsverfahrens und weitere drei 
Monate danach sind AsylwerberInnen recht-
lich vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Das 
gilt für selbständige und unselbständige Ar-
beit und kann für die Betroffenen besonde-
re Härte darstellen.“ Elina wollte nicht zum 
Nichtstun verurteilt sein, suchte gleicher-

maßen aus psychologischen wie finanziellen 
Gründen Arbeit und fand eine illegale Stelle 
als Haushaltshilfe. Auch wenn sie bei der Fa-
milie viel private Unterstützung erfuhr, ging 
sie damit neben der fehlenden sozialrecht-
lichen Absicherung ein anderes Risiko ein, 
erklärt Ammer: „Asylsuchende, die bei einer 
Beschäftigung ohne Bewilligung nach dem 
Ausländerbeschäftigungsgesetz angetroffen 
werden, riskieren im schlimmsten Fall ein 
Rückkehrverbot.“ Eine der Konsequenzen 
eines Rückkehrverbotes ist der Ausschluss 
der Gewährung von „humanitären Aufent-
haltstiteln“ wie dem „Bleiberecht“. 

Arbeit trotz Krankheit
Zu den zahlreichen Belastungen, denen 
AsylwerberInnen aufgrund ihrer Entwurze-
lung ausgesetzt sind, gesellen sich harte Ar-
beitsbedingungen und Ausbeutung in lega-
len Jobs, denen sich ÖsterreicherInnen kaum 
mehr aussetzen.  Claire Stephan, Sozialarbei-
terin beim Verein Ute Bock, weiß, dass Asyl-
suchende „oft große psychische und phy-
sische Belastungen in Kauf nehmen, um sich 
mit Arbeit über Wasser zu halten.“ Auch Eli-
nas Lebenssituation war extrem belastend:  
In ihrem Heimatland war sie vier Mal wegen 
einer Darmerkrankung operiert worden. Bei 
ihrem Aufenthalt in Polen erkrankte sie an 
Meningitis. Die Gründe, die zu ihrer Flucht 
führten, hatten sie psychisch traumatisiert. 
Dazu kam die Ungewissheit des laufenden 
Asylverfahrens. Rückblickend erinnert sie 
sich an „sehr viel Stress und Depressionen“. 
Arbeiten musste sie trotzdem. Aus Angst vor 
Abschiebung hatte sie sich geweigert, im Zu-

Arbeitsverbot und die Ungewissheit des Asylverfahrens bringen psychische Belastungen.

Die Grundversorgung 
macht nur einen Bruchteil 
der Mindestsicherung aus.

mehr Eigenständigkeit ermöglichen, etwa ei-
ner Arbeitserlaubnis oder einem Befreiungs-
schein, sind AsylwerberInnen automatisch 
ausgeschlossen. Die Logik dazu ist simpel: 
Eine generelle Arbeitserlaubnis ist eben nur 
„niedergelassenen“ AusländerInnen zugäng-
lich. Seit dem Niederlassungs- und Aufent-
haltsgesetz aus dem Jahr 2005 gelten Asyl-
suchende nicht als „niedergelassen“. Auch 
wenn sie, wie viele, jahrelang in diesem 
Land leben. 

Saisonarbeit in Zell am See
Im Jahr 2007 konnte Elina schließlich doch 
eine legale Beschäftigung in der Saisonar-
beit finden. In einem Hotel in Zell am See 
erhielt sie einen 40-Stunden-Job als Stuben-
mädchen für 1150 Euro netto. „Sehr har-
te Arbeit“, sagt Elina, die glaubt, dass „eine 
Österreicherin diese Stelle nicht angenom-
men hätte.“ Das Beschäftigungsverhält-
nis bleibt dennoch stets prekär, hebt Margit 
Ammer hervor. Denn: „Länger als 12 Mo-
nate innerhalb von 14 dürfen Saisonniers 
laut Ausländerbeschäftigungsgesetz nicht be-
schäftigt sein. Dann muss ein neuer Antrag 
gestellt werden.“ So war es auch bei Elina: 
In der Sommersaison 2007 konnte sie noch 
ein Monat lang arbeiten, ein dritter Antrag 
für die Wintersaison 2008 wurde abgelehnt. 
Erst 2010 wurde ihr Antrag wieder positiv 
beschieden. Diesmal in einem Restaurant in 
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Zell am See. Auch wenn diese auf Monate an-
gelegten Jobs legal und Kost sowie Logis gra-
tis waren, sind die Benachteiligungen durch 
die rechtlich erzwungenen Unterbrechungen 
doch enorm. „Saisonniers haben es eindeu-
tig schwerer, die Voraussetzungen für einen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld zu erfüllen”, 
so Ammer.

Grundversorgung als Problem
In der Grundversorgung war Elina nie. Hätte 
sie diese erhalten, wäre ihr legaler Verdienst 
vom Grundversorgungsgeld abgezogen wor-
den. Auch wenn die Grundversorgung selbst 
so niedrig ist, dass es Österreich bereits Kri-
tik durch den Delegierten des UN-Sozial-
pakts eingebracht hat. Für einen Erwachse-
nen ist ein Verpflegungsgeld von 150 Euro 
und ein Taschengeld von 40 Euro pro Monat 
vorgesehen. Wird eine bestimmte Grenze 
überschritten, geht der Anspruch auf Grund-
versorgung – und damit auf Krankenversi-
cherung – überhaupt verloren. Dann kommt 
es für diese Leute mit ihren absoluten Nied-
rigstverdiensten sogar zu Rückzahlungsfor-
derungen, wie Claire Stephan erzählt.  

Gemeinnützige Tätigkeit
Neben der Ernte- und Saisonarbeit lässt der 
Staat eine weitere legale Beschäftigung – auch 
während des Zulassungsverfahrens – zu: eine 
Tätigkeit im gemeinnützigen Bereich. Die 
Arbeitgeber heißen dann Forstamt, Bauamt, 

Elina hatte Glück. Sie wurde von einer Familie unterstützt. Andere bleiben auf sich gestellt.  

Gartenamt. Zunehmend auch Altersheim 
und Schule. Die Remuneration darf dabei in 
der Regel 100 Euro im Monat nicht überstei-
gen, wobei es auch hier im kleinen Österrei-
ch unterschiedliche Regelungen in den Bun-
desländern gibt. Der Stundenlohn, um den 
es hier geht, beträgt rund 3 bis 5 Euro. Chri-
stoph Nußbaumer, Betreuer im Flüchtlings-
heim Innsbruck, dazu: „Der eigentliche Sinn 
für die Betroffenen ist die Schaffung von Ta-
gesstruktur. Deswegen muss der Stunden-
lohn möglichst niedrig gehalten werden. 
Damit sie möglichst viele Stunden am Tag 
beschäftigt werden können.“ 

Kritik von UN und Wirtschafts-
kammer
Der umfassenden Arbeitsverbote für Asyl-
werberInnen stoßen beim UNHCR auf Kritik. 
Ruth Schöffl, Pressesprecherin des UNHCR 
in Wien, sieht ein grundlegendes Problem: 
„Integration beginnt mit dem Aufenthalt in 
Österreich, und nicht erst mit der Anerken-
nung als Flüchtling.“ Das UN-Flüchtlingsamt 
fordert deswegen gezielte  Qualifikationsmaß-
nahmen und Deutschkurse für Asylwerbe-
rInnen ab Beginn des Verfahrens. Besonders 
kritisch beurteilt Schöffl auch die Regelungen 
für Jugendlichen: “Sie sind nach der Schule 
nicht zur Lehre zugelassen.” 
In der österreichischen Politik ist die Frage 
der Arbeitserlaubnis heftig umstritten. Wäh-
rend der Bartenstein-Erlass bereits Gegen-

stand mehrerer dringlicher Anfragen durch 
die Grünen war, gab es in jüngster Zeit auch 
einen Vorstoß in Richtung Öffnung durch 
die Salzburger Landeshauptfrau Gabi Burg-
staller. Widerstand kommt von ihren eige-
nen Parteigenossen, den SP-Gewerkschafte-
rInnen. Die Wirtschaft signalisiert aufgrund 
des Fachkräftemangels eine Bereitschaft zur 
Öffnung des Arbeitsmarktes für Asylwerbe-
rInnen, wie das zuletzt etwa der Leiter der 
Abteilung für Sozialpolitik der Wirtschafts-
kammer, Martin Gleitsmann, betonte. Falls 
Österreich gesetzliche Änderungen ver-
weigert, könnte diese wie so oft von über-
geordneter Stelle eingefordert werden. 
Schöffl: “Derzeit ist eine neue EU-Richtli-
nie in Arbeit. Sie soll eine Öffnung des Ar-
beitsmarktes für AsylwerberInnen ermög-
lichen.”  

Integration trotz Barrieren
Elina selbst hatte Glück im Unglück. Zwar 
wurde ihr Asylantrag im Frühling 2011 end-
gültig negativ beschieden, der heute 31-Jäh-
rige wurde nach sechs Jahren Aufenthalt in 
Österreich aber das Bleiberecht zugespro-
chen. „Mir fiel ein Stein vom Herzen“, be-
kennt die Frau, die nun als „integriert“ gilt, 
weil sie sich erfolgreich gegen die Integrati-
onsbarrieren des österreichischen Staates be-
hauptete. Seit September hat Elina eine An-
stellung als Reinigungskraft in einer großen 
Baufirma. Hier halfen ihr die Kontakte, um 
die sie sich während ihrer Zeit im Asylstatus 
bemühte. Eine der beiden Familien, in deren 
Haushalt sie half, waren ihr bei der Jobsuche 
behilflich. Beim Verein Ute Bock möchte sie 
bald ausziehen. Sie hat einen Antrag auf eine 
Gemeindewohnung gestellt. 

* Name von der Redaktion geändert.
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W ann es in der Causa Alpen-Do-
nau zum Prozess kommen wird, 
kann Thomas Vecsey, Sprecher 

der Staatsanwaltschaft Wien noch nicht sa-
gen. Klar ist: Es laufen Ermittlungsverfah-
ren wegen nationalsozialistischer Wieder-
betätigung und Verhetzung gegen Gottfried 
Küssel und mindestens eine weitere Person. 
Es gilt die Unschuldsvermutung. Zwei Jahre 
lang konnten die Betreiber der Neonazi-Sei-
te, die als zentrale Propagandaplattform der 
rechtsextremen Szene in Österreich galt, ihr 
Unwesen treiben. Sie diffamierten ungehin-
dert Juden, Andersdenkende und Schwule, 
veröffentlichten deren Wohnadressen. Mehr 
als 240 Anzeigen, die von Verhetzung bis 
zur gefährlichen Drohung reichten, gingen 
bei der Justiz ein. 
Dass die Alpen-Donau.info erst spät ge-
schlossen wurde, rechtfertigt die Staatsan-
waltschaft Wien mit mangelnder Koopera-
tion der US-amerikanischen KollegInnen. 
Betroffene werten das als Ausflucht. Das 
Argument der mangelnden Amtshilfe gel-
te nur für das Delikt der Wiederbetäti-
gung, nicht aber für Verhetzung oder ge-
fährliche Drohung; das Verfahren wurde 
einfach nicht energisch genug betrieben, 
glaubt die Israelitische Kultusgemeinde. 
Eine Sicht, die auch der Insider Uwe Sailer 
teilt. Der Linzer Polizist und Datenforensi-
ker arbeitete für das Bundesamt für Verfas-

sungsschutz und Terrorismusbekämpfung 
(BVT). Er habe bereits 2009 entscheidende 
Hinweise geliefert und darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Betreiber mittels einer 
Fangschaltung ohne US-Unterstützung er-
mittelt werden könnten. „Damals konnte 
ich mich allerdings des Eindrucks nicht er-
wehren, dass Manche im Verfassungsschutz 
diese Leute gar nicht wirklich dingfest ma-
chen wollen“, bedauert Sailer die zurück-
haltende Reaktion auf seinen Ermittlungs-
ansatz.

Ein Vorwurf, der auch vor dem Hinter-
grund der jüngsten Ereignisse in Deutsch-
land rund um die „Nationalsozialistische 
Untergrundbewegung“ ernstzunehmend ist. 
Während der deutsche Verfassungsschutz 
nunmehr wegen Verharmlosung des orga-
nisierten Rechtsextremismus unter Druck 
geraten ist, scheint man in Österreich kei-
nen Handlungsbedarf zu sehen. Im Gegen-
teil: In jüngsten Novellen versorgte die Po-
litik das BVT mit neuen Befugnissen, die 
aber weder von Gerichten noch vom Parla-
ment ausreichend kontrolliert werden kön-

nen. Ist Österreich tatsächlich  gegen das 
Erstarken demokratiefeindlicher Gruppen 
– möglicherweise auch innerhalb der Appa-
rate, die unsere Verfassung schützen sollen 
– gewappnet?

Ermittler im Schussfeld
Wie es jemanden ergehen kann, der gegen 
rechtsextreme Umtriebe aktiv wird, zeigt 
sich am Beispiel Uwe Sailers: Er geriet plötz-
lich selbst ins Visier von mächtigen Geg-
nern. Die FPÖ nahm einen E-Mail-Verkehr 
Sailers mit dem Grünen Abgeordneten Karl 
Öllinger zum Anlass, um ihn wegen Amts-
missbrauch anzuzeigen und ließ den Ermitt-
ler vor den parlamentarischen „Spitzel“-Un-
tersuchungsausschuss zitieren.
Sailer, der aufgrund des großen politischen 
Drucks suspendiert und mittlerweile wie-
der voll rehabilitiert wurde, fühlte sich von 
seinen Vorgesetzten im Stich gelassen. Sei-
ne Tätigkeit für den Verfassungsschutz hat 
er beendet: „Der politische Einfluss der 
FPÖ auf den Verfassungsschutz ist leider 
sehr groß geworden. Ich habe den Ein-
druck, dass dort zum Teil Leute sitzen, die 
sympathisierende Kontakte zu rechtsex-
tremem Gedankengut haben.“ Konkreti-
sieren wollte Sailer diesen „Eindruck“ aus 
rechtlichen Gründen nicht. Mit Blick auf 
Deutschland – aber auch aus demokratie-
politischen Gründen – wäre es notwendig, 

Verfassungsschutz

Alles unter Kontrolle?
Nicht erst das rechtsextreme Terrornetzwerk in Deutschland lässt die Frage nach dem 
Verfassungsschutz in Österreich laut werden. Gibt es eine rechte Schlagseite seit 
den Reformen unter Schwarz-Blau?

TexT : PhiliPP SoNDeReGGeR

„Der politische Einfluss 
der FPÖ auf den Verfassungs-

schutz ist sehr groß 
geworden.“ Uwe Sailer



streichen“  rund 500 rassistische und verhet-
zende Wandbeschmierungen mit Foto und 
Adresse dokumentiert und beim Innenmi-
nisterium angezeigt. Ein anderes Kapitel des 
Verfassungsschutzes war hingegen auf wun-
dersame Weise schon zuvor ganz verschwun-
den: jenes über die Umtriebe deutschnatio-
naler Burschenschafter. Zufall oder nicht, 
schlagende Burschenschaften gelten als Bin-
deglied zwischen der extremen Rechten und 
der FPÖ. Jeder zweite Mandatar der Wiener 
Freiheitlichen ist mittlerweile korporiert. 
Vorfälle wie diese unterminieren die Glaub-
würdigkeit des Verfassungsschutzes zweifel-
los. Hinzu kommt, dass auch Innenministe-
rInnen in diesem Bereich gerne politisches 
Kleingeld wechseln. Die Präsentation der 
Verfassungsschutzberichte gerieten in den 
vergangenen Jahren regelrecht zur Farce. 
Während islamistische und linksextreme 
Gefahren beschworen werden, handelten 
die Ressortchefs den gravierenden Anstieg 
rechtsextremer Straftaten in Nebensätzen 
ab. Dabei spricht die Statistik eine deut-
liche Sprache. Die Anzahl der rechtsextre-
men Straftaten hat sich in den letzten fünf 
Jahren beinahe verdreifacht. (2005: 209 an-
gezeigte Tathandlungen, 2010: 580 Tathand-
lungen). Linksextremen wurden letztes Jahr 
211 Straftaten angelastet, religiösen Extre-
misten keine. Es bleiben aber auch Zweifel 
über die Zuverlässigkeit der Statistik. Der 

Kein Einzelfall
Die Kritik am merkwürdig zaghaften Vor-
gehen des Verfassungsschutzes gegen die 
Alpen-Donau.info ist indes kein Einzel-
fall. In jüngster Vergangenheit wurde be-
reits mehrfach ein fragwürdiger Umgang 
im Zusammenhang mit dem Rechtsextre-
mismus moniert. 
Im Jahr 2007 führte der Verfassungsschutz-
bericht 37 rechtsextreme „Schmier- und Kle-
beaktionen“ an. Seltsam, just in diesem Jahr 
hatten AktivistInnen der Aktion „Rassismus 
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dass Parlament und Medien warnenden Si-
gnalen wie diesen nachgehen.
Die Versuche, Sailer mundtot zu machen, 
waren übrigens nur bedingt erfolgreich. 
Als Privatperson deckte er im heurigen Jahr 
mithilfe eines digital signierten Emails die 
Verbindung zwischen dem Nationalratsab-
geordneten Werner Königshofer und der Al-
pen-Donau.info auf. Monate später musste 
Königshofer sein Nationalratsmandat zu-
rücklegen, er wurde zur Schadensbegren-
zung aus der FPÖ ausgeschlossen.

Die Versuche, Sailer mundtot zu machen, 
waren nur bedingt erfolgreich. Als Privat-
person deckte er die Verbindung zwischen 
dem FP-Nationalratsabgeordneten Kö-
nigshofer und der rechtsextremen Inter-
net-Plattform alpen-donau.info auf.
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Europarat forderte Österreich wiederholt 
auf, fremdenfeindliche und rassistische Mo-
tive von Straftaten genauer zu berücksich-
tigen. Wird Rechtsextremismus also unter-
schätzt oder sind die Verfassungsschützer 
auf einem Auge blind? Im vergangenen Sep-
tember veröffentlichte der grüne Justizspre-
cher Albert Steinhauser eine Liste von fünf 
größtenteils ungeklärten Brandanschlägen 
auf Unterkünfte von AsylwerberInnen. Ein 
Mensch starb. Im Verfassungsschutzbericht 
heißt es lapidar: Der Rechtsextremismus 
stellte im Jahr 2010 keine ernsthafte Bedro-
hung der inneren Sicherheit dar.
Der zumindest laxe Umgang mit rechtsex-
tremen Gefahren dürfte nicht zuletzt mit 
dem Umbau des Innenministeriums durch 
den ehemaligen Ressortchef Ernst Stras-
ser zu tun haben. Der ÖVP-Mann wandelte 
unter dem Signum wichtiger Reformen zu-
nächst die Staatspolizei in ein Bundesamtes 
für Verfassungsschutz und Terrorismusbe-
kämpfung BVT um. Später folgte die Zu-
sammenlegung von Polizei und Gendarme-
rie. Praktisch alle roten Führungskader der 
Polizei wurden entfernt. Während Innenmi-
nisterium und BVT schwarz eingefärbt wur-
den, erhielt das große und wichtige Wiener 
Landesamt für Verfassungsschutz (LVT) ei-
nen blauen Anstrich. 
Dieser lässt sich an den Ergebnissen der Per-
sonalvertretungswahlen ablesen: Beim letz-
ten Urnengang erreichte die freiheitliche Ge-

werkschaft AUF im LVT Wien etwas mehr 
als 40 Prozent der Stimmen und stellt nun 
die Mehrheit und den Vorsitz. Zum Ver-
gleich: Das sind immerhin doppelt so viele 
Stimmen, wie die FPÖ bei den Wiener Land-
tagswahlen erreichte.

Demokratiepolitische Gefahr
Warum es demokratiepolitisch gefährlich 
ist, dass die Freiheitlichen im Verfassungs-
schutz an Bedeutung gewinnen, erklärt He-
ribert Schiedel vom Dokumentationsarchiv 
des österreichischen Widerstandes (DÖW): 

„Weil die FPÖ ihrerseits Ziel von Unterwan-
derungsversuchen durch Neonazis geworden 
ist.“ Denn die Website Alpen-Donau.info sei 
von Leuten betrieben worden, die sich als 
„ein gruppen- und parteienübergreifendes 
Projekt zur Stärkung und Koordination des 
nationalen Widerstandes verstehen.“
Dieses Projekt erstreckt sich offensichtlich bis 
ins Zentrum der FPÖ hinein, wie es Hinwei-
se einer parlamentarischen Anfrage der Grü-
nen nahe legen. Mehrere Dokumente aus 
dem FPÖ-Umfeld seien von der Alpen-Do-
nau-Website abrufbar gewesen, noch bevor sie 

sonst irgendwie öffentlich zugänglich waren. 
Jemand aus der FPÖ müsse die Papiere also 
den rechten Recken direkt zugespielt haben, 
so der Verdacht. In der parlamentarischen 
Anfrage wurden auch Namen genannt: Der 
eines mittlerweile gekündigten Mitarbeiters 
des Dritten Nationalratspräsidenten Martin 
Graf, sowie der eines engen Mitarbeiters von 
FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache.
Die Anfälligkeit für politische Beeinflussung 
ist auch deshalb problematisch, weil der Ver-
fassungsschutz nicht irgendeine Einrichtung 
ist: Diese Behörde liefert die Entscheidungs-
grundlagen dafür, ob politische Gruppie-
rungen überwacht, strafrechtlich verfolgt 
oder verboten werden sollen. Auch, ob sie in 
den Genuss demokratischer Strukturen – wie 
etwa der Parteien- und Presseförderung oder 
dem passiven Wahlrecht – kommen. Dabei 
ist der Verfassungsschutz zwar an Gesetze ge-
bunden, verfügt aber über einen erheblichen 
Spielraum, der nur relativ schwachen Kon-
trollmechanismen unterliegt. 
Wolf Szymanski, der damals federführen-
de Legist im Innenministerium, erläutert 
im Gespräch mit MO: „Die Staatspolizei – 
nunmehr der Verfassungsschutz – sollte als 
Geheimdienst innerhalb des allgemeinen Si-
cherheitsapparates bestehen. Deshalb wurde 
für sie auch keine eigene gesetzliche Grund-
lage geschaffen“. Der Gesetzgeber wollte da-
mit den Einsatz geheimdienstlicher Über-
wachungsmethoden auf weltanschaulich 

Langwieriges Handeln bei rechtsextremer Website, Übereifer bei linken 
Tierschützern?

Wolf Szymanski, Ex-Leiter der Sektion „Recht und Fremdenwesen“, bedauert das 
Ziel der jüngsten Gesetzesnovelle, „Menschen, gegen die kein Verdacht besteht, 
zu screenen.“

Innenminister Strasser baute 
um: Das Wiener Landesamt 

 für Verfassungsschutz (LVT)
erhielt einen blauen Anstrich.
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chen. Dementsprechend nennt das deutsche 
Grundgesetz den Schutz von Demokratie 
und Sozialstaat als dezidierte Staatsziele. Der 
Verfassungsschutz wurde nicht nur mit der 
Aufgabe betraut, Einrichtungen von Bund 
und Ländern vor politischer Kriminalität zu 
schützen, sondern erhielt auch ausdrücklich 
den Auftrag, „die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung“ an sich zu verteidigen. 
Österreich beauftragt den Verfassungsschutz 
lediglich mit dem Schutz der „Handlungsfä-
higkeit staatlicher Organe“. Werte, die es zu 
verteidigen gilt, wurden gemäß dem Cha-
rakter einer „Spielregel-Verfassung“ nicht 
dezidiert festgelegt. Falls demokratiefeind-
liche Kräfte, die legale Parteien unterwan-
dern, dabei aber nicht gegen Strafrecht ver-
stoßen und durch Wahlen an die Macht 
kommen, geraten sie also nicht ins Visier 
des österreichischen Verfassungsschutzes. 
Dass in Zeiten der Finanzkrise autoritäre 
Strömungen bis in die Regierung vorstoßen 
können und sich dort munter an den Umbau 
des Staates machen, ist kein gänzlich absur-
des Szenario mehr, wie sich aktuell an un-
serem Nachbarland Ungarn zeigt. Die Bin-
dung des polizeilichen Verfassungsschutzes 
an das Strafrecht hat gute, rechtsstaatliche 
Gründe – um ein ungarisches Szenario ab-
zuwenden, bräuchte es freilich ein über Po-
lizeiarbeit hinausgehendes Verständnis von 
Demokratie- und Verfassungsschutz.

oder religiös motivierte Gruppierungen be-
schränken, von denen erhebliche strafrecht-
liche Bedrohung ausgeht. Szymanski: „Der 
Verfassungsschutz soll die Verfassungsord-
nung ausschließlich strafrechtsakzessorisch, 
also nur vor gerichtlich strafbarem Handeln 
und vor nichts anderem schützen.“
Unter dem Schlagwort der erweiterten Gefah-
renforschung darf die Polizei bereits ermitteln, 
wenn sie die Verwirklichung einer schweren 
Straftat lediglich für wahrscheinlich hält. Bei 
solchen Ermittlungen fehlt allerdings die Kon-
trolle durch die Strafjustiz. Diese kann natur-
gemäß erst dann aktiv werden, wenn jemand 
eine Straftat begangen hat. Die Genehmigung 
geheimdienstlicher Ermittlungen wie Obser-
vation oder verdeckter Ermittlung obliegen 
deshalb dem Rechtsschutzbeauftragten im 
Innenministerium, dessen Berichte von der 
Innenministerin dem zuständigen Unteraus-
schuss des parlamentarischen Innenaus-
schusses vorgelegt werden. Die Verfassungs-
schützer selbst waren mit dem Umfang ihrer 
Befugnisse unzufrieden und begehrten mehr. 
Ein Wunsch, den die Politik sukzessive erfüllte 
– auch in der letzten, aktuellen Novelle. Al-
lerdings ohne die parlamentarische Kontrolle 
und die Stellung des Rechtsschutzbeauftrag-
ten dementsprechend aufzuwerten. Wolf Szy-
manski bedauert die Ausweitung: „Die jüngste 
Novellierung verfolgt offenbar das Ziel, Men-
schen, gegen die kein Verdacht besteht, zu 
screenen. Rechtsstaatliche Vorbeugung darf 
aber erst einsetzen, wenn strafbares Handeln 
des Betroffenen wahrscheinlich ist.“ Wikipe-
dia beschreibt das BVT als „Polizeiorganisati-
on mit geheimdienstlichem Charakter“. In der 
aktuellen Ausgestaltung kann man das so ver-
stehen: Weder die gerichtliche noch die par-
lamentarische Kontrolle ist ausreichend ge-
geben.
Wie effektiv eine politische Gruppen vom 
Verfassungsschutz durch Repression be-
kämpft werden kann, lässt sich am Wie-
ner Neustädter TierschützerInnen-Prozess 
ermessen. Den Beschuldigten wurde vor-
geworfen, eine kriminelle Organisation zu 
bilden. Das ermöglichte den monatelan-
gen Einsatz geheimdienstlicher Polizeibe-
fugnisse, ohne den Beschuldigten konkrete 
Straftaten vorzuwerfen. Nach zwei Jahren 

kam der Freispruch in erster Instanz – ein 
schwacher Trost für die AktivistInnen, die 
Jobs und hunderttausende Euros an Vertei-
digungskosten einbüßten.

Ein Blick nach Deutschland
Der Vergleich mit Deutschland zeigt, wie 
Schranken gegen politischen Missbrauch 
geheimdienstlicher Befugnisse aufgezo-
gen werden können. Der Verfassungsschutz 
unserer Nachbarn verfügt über keiner-
lei polizeiliche Befugnisse, seine Aufgabe 

beschränkt sich auf die Analyse von Bedro-
hungslagen nach wissenschaftlichen Stan-
dards. Sollen Verdächtige überwacht oder 
Häuser durchsucht werden, kommen regu-
läre Polizeieinheiten zum Zug. 
Grundlegende Unterschiede im Selbstver-
ständnis werden auch deutlich, wenn man 
den verfassungsrechtlichen Auftrag der bei-
den Einrichtungen vergleicht: Nach dem 
Zweiten Weltkrieg verpflichtete man sich 
in Deutschland zur wehrhaften Demokra-
tie. Hitlers zunächst legale Machtergreifung 
saß den Deutschen noch tief in den Kno-

Deutlicher Anstieg rechtsextremer Straftaten. Laut Verfassungsschützer kein Grund zur Sorge.
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Erweiterte Gefahren-
forschung: Die Polizei 

darf schneller ermitteln, 
erweiterte Kontrolle fehlt.

Anstieg rechtsextremer Delikte
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MO-KOlpOrteurInnen

„Das ist alles besser als zuhause“
Das Magazin, das Sie gerade in händen halten, wird auch als Straßenzeitung von Kolporteu-
rinnen verkauft. Die meisten von ihnen sind Roma aus unseren Nachbarländern. Wir haben 
sie durch Wien begleitet.

TexT: MaRia BachiNGeR FoToS: KaRiN WaSNeR



Welt/MO#25

33

sen hätten. Ein Gast erbarmt sich und holt 
schließlich seufzend seine Geldtasche her-
vor. „Ich hätte wirklich gerne eine Hand-
lungsanleitung, ob ich diesen Menschen 
Geld geben soll oder nicht. Man hört ja im-
mer von Mafia und so“, sagt er. 
Der Naschmarkt, wo die Stände vor Obst 
und Gemüse nahezu überquellen, ist eben-
falls ein beliebtes Gebiet der Kolporteu-
rInnen von Straßenzeitungen wie Augustin 
und MO. Seit die Restaurantmeile immer 
länger wurde, sitzen viele Menschen an den 
Tischen, drinnen und draußen, im Sommer 
wie im Winter. Im „Tewa“, das übersetzt aus 
dem Hebräischen „Natur“ heißt, ist mittags 
Urlaubsstimmung angesagt: Aus den Bo-
xen dringt fröhliche, lateinamerikanische 
Musik und dank kuscheliger Decken sowie 

Heizstrahler sitzt man auch im November 
im Warmen. Das Essen ist aus biologischer 
Landwirtschaft, und trinkt man Kaffee, un-
terstützt man damit ein Straßenkinderpro-
jekt in Rio. Eine fülligere, ältere Frau nähert 
sich den Tischen. Sie trägt abgetragene Klei-
dung, auf dem Rücken hat sie einen lilafar-
benen, ebenso abgewetzten Rucksack. Mit 
ausgestreckter Hand bittet sie um Geld. Je-
des Mal wenn ihr dieser Wunsch von einem 
Gast abgeschlagen wird, verzieht sie das fal-
tige Gesicht und jammert. Die Gäste versu-
chen sie zu ignorieren, senken ihren Blick 
wieder in die Zeitung, rühren unschlüs-
sig im Cappuccino und bemühen sich, den 
Gesprächsfaden wieder aufzunehmen. Für 
Arme, die weit weg sind, trinkt man gerne 
Kaffee. Arme, die uns zu nahe kommen und 
so fordernd sind, sind uns unangenehm.
Wenige Minuten später kommt ein Kolpor-
teur. Beschwingt geht er von Tisch zu Tisch 
und bietet die Zeitung an. Niemand will sie 
haben. Doch er akzeptiert ein Nein und hält 
sich nicht lange auf. Eine Geschäftsführerin 
eines Lokals, die nicht namentlich genannt 
werden möchte, beobachtet in letzter Zeit 
eine Zunahme an Zeitungsverkäufern. „Sie 

Das Lokal „Kantine“ im Wiener Mu-
seumsquartier ist zur Mittagszeit 
gerammelt voll. Ein Rom macht mit 

einer Straßenzeitung, die nicht mehr ganz 
taufrisch aussieht, die Runde. Er ist nicht 
erfolgreich: mitleidiges Kopfschütteln, ein 
Nein da, ein Nein dort oder schlichtes Igno-
rieren. Doch der junge Mann bleibt hartnä-
ckig: Er hält die Hand hin und sagt „Einen 
Euro, bitte.“ Vergebens. Dann erzählt er mit 
traurigem Gesichtausdruck von seinen Kin-
dern, die zuhause in Rumänien nichts zu es-

bleiben an den Tischen stehen, gehen nicht 
weiter und fassen die Gäste auch an. Es ist ein 
Störfaktor für uns und unsere Gäste, die hier 
ungestört essen und ihren Kaffee trinken wol-
len. Manche sehen ja auch nicht so gut aus, 
riechen nicht so gut, das ist unangenehm.“ 
Für sie kommt es auf die Haltung an, wie je-
mand eine Zeitung verkauft. „Viele Verkäu-
fer wissen oft nicht, was das für eine Zeitung 
ist, was da drinnen steht. Man merkt, dass sie 
nur Geld und nicht die Zeitung verkaufen 
wollen.“ Ein Kellner in einem anderem Lokal 
meint: „Wenn Sie wissen wollen, wie das ei-
ner sieht, der hier jeden Tag arbeitet, dann sag 
ich Ihnen: Es ist sehr schlimm. Besonders am 
Samstag. Sie kapieren es einfach nicht. Wenn 
Sie nur um Geld fragen, ist das okay, aber sie 
lassen sich nicht abwimmeln. Einige wenige 
schwarze Schafe machen alles kaputt für die 
Zeitungsverkäufer.“

Vertrieb selbst organisiert 
Das MO-Magazin teilte sich bis vor zwei Jah-
ren die Kolportage mit der Publikation „Glo-
bal Player“ von Menschenrechtsaktivist Di-
Tutu Bukasa. Dann entschied sich der Verein, 
den Vertrieb selbst zu organisieren und die 
KolporteurInnen selbst einzuschulen. In den 
Schulungen in der jeweiligen Muttersprache 
der VerkäuferInnen wird ihnen vermittelt, 
unbedingt bestimmte Regeln einzuhalten, 
wie zum Beispiel den Verkäuferausweis sicht-
bar zu tragen. Damit die Ausgaben der Zei-
tung nicht leichtfertig weitergegeben werden, 
stempelt Seidl jedes Exemplar mit der jewei-
ligen Ausweisnummer der VerkäuferInnen 
ab. Sie werden angehalten, ein Nein von Kun-
dInnen zu akzeptieren und die Menschen 
nicht weiter zu belästigen. Seit vergangenem 
Winter kommen vor allem Roma aus Rumä-
nien, vorher waren mehr slowakische Roma 
in Wien. Zum Kolportageprojekt finden sie 
über Mundpropaganda, meistens sind es 
ganze Familienclans oder weitläufig Ver-
wandte aus derselben Gegend. Die Mehrheit 
stammt aus einer Subgruppe der Roma, den 
Rudari, die allesamt nicht mehr Romanesk 
sprechen, sondern Rumänisch. Seit das äl-
tere Straßenzeitungsprojekt „Augustin“ ei-
nen Aufnahmestopp verhängt hat, kommen 
pro Woche fünf bis zehn Roma und ersu-

Straßenzeitungen: 
Die Möglichkeit, ein paar 

Euro zu verdienen.
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chen um einen Ausweis, erzählt Seidl. Der 
Verkauf der Zeitungen ist zu einer wich-
tigen Einnahmequelle für sie geworden, vor 
allem nachdem 2008 in Wien das „aggres-
sive und organisierte Betteln“ verboten wur-
de. „Wir könnten Hunderte anstellen! Und 
alle haben mehrere Kinder und brauchen 
dringend Geld. Es ist ein Fass ohne Boden“, 
so Seidl. Derzeit sind 286 Ausweise ausge-
geben, wirklich aktiv sind etwa 150 Kolpor-
teurInnen. Rund 10.000 Exemplare von MO, 
das alle drei Monate erscheint, werden auf 
der Straße verkauft. „Man sollte als Käufer 
den Ausweis verlangen und die Zeitung nur 
bei Leuten kaufen, die einen Ausweis haben. 
Beschwerden sollte man direkt an uns rich-
ten“, rät Seidl. Einzelne Wirte und auch die 
Stadt Wien hätten sich bei SOS-Mitmensch 
über aufdringliche BettlerInnen beschwert. 
„Aber die meisten, die uns angerufen haben, 

wollten mit uns eine Lösung suchen. Es geht 
natürlich nicht, dass im Zwei-Minuten-Takt 
VerkäuferInnen bei den Tischen vorbeikom-
men. Dann wird eine gewisse Toleranzgrenze 
überschritten“, räumt Seidl ein. 
Auch beim Projekt „Augustin“, wo derzeit 550 
VerkäuferInnen registriert sind, versucht man 

mittels Schulungen der Lage Herr zu werden. 
Auch hier kennt man das Problem mit inof-
fiziellen VerkäuferInnen, die den „Augustin“ 
nicht wirklich aus der Hand geben wollen, 
sondern mit seiner Hilfe um Geld bitten. „Ja, 
wir kriegen einen Haufen Beschwerden und 
wir sind darüber auch nicht glücklich, denn 

das bedroht das Projekt insgesamt. Aber es ist 
schwierig, etwas dagegen zu tun. Ohne Aus-
weis dürfen sie nicht verkaufen, aber das alles 
zu kontrollieren, würde den Rahmen spren-
gen. Wir informieren die Kunden, dass Au-
gustin-Verkäufer einen Ausweis tragen, aber 
wir wollen sie auch nicht bevormunden und 
uns von den Durchsagen der Wiener Linien 
unterscheiden“, so Andreas Hennefeld vom 
Projekt „Augustin“. Die Wiener Verkehrsbe-
triebe fordern in der Vorweihnachtszeit die 
Fahrgäste auf, BettlerInnen kein Geld zu ge-
ben, sondern für NGOs zu spenden. Mit Kol-
porteurInnen von Augustin und MO, die ei-
nen Ausweis tragen und folglich „die Regeln 
kennen“, gebe es „so gut wie nie Probleme“, 
betont Answer Lang, Sprecher der Wiener 
Linien. Zeitungsverkäufer, Bettlerinnen – die 
Grenzen sind verwischt. Äußerungen von Po-
litikern und teilweise die mediale Berichter-

Isabel T., Vater zweier Kinder; rechts: Kiresica M.: Mit dem Geld, das sie durch den MO-Verkauf verdienen, kommen sie in Rumänien besser über die Runden.

Pendeln zwischen 
Rumänien und Österreich für 

einen Zuverdienst.
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stattung dienen eher der Pauschalisierung als 
der Klärung. Im September 2011 geisterte bei-
spielsweise durch die Medien, dass gefälschte 
Ausgaben des „Augustin“ in Ebreichsdorf 
aufgetaucht seien. Fünf Verkäufer hätten sie 
in der Slowakei gedruckt und vor einem Su-
permarkt verkauft. Davon, dass das Verfah-
ren bei der Staatsanwaltschaft sowie die po-
lizeilichen Ermittlungen eingestellt wurden, 
hörte man allerdings nichts mehr. „Diese an-
geblichen Fälschungen sind für uns ein Myste-
rium. Wir haben bis jetzt keine einzige Aus-
gabe davon zu Gesicht bekommen. Deshalb 
haben wir bisher auch von rechtlichen Schrit-
ten abgesehen“, berichtet Hennefeld. 
„Zehn Geschwister, wir brauchen das Geld“
Am Naschmarkt zieht Marin Adrian mit ein 
paar MO-Exemplaren seine Runden. Wie er-
folgreich er heute schon war? Er holt seine 
Geldtasche hervor: Sie ist noch gähnend leer. 

„Nichts habe ich bisher verkauft“, sagt er ein 
wenig resignierend. Der 25-jährige Rumäne 
ist erst vor zwei Tagen wieder nach Wien ge-
kommen. Wie die meisten Verkäufer pendelt 
er zwischen Österreich und Rumänien, seit 
zwei Jahren. Er kommt aus Valea Mănăstirii, 
übersetzt „Tal des Klosters“. Durch das Dorf 
mit rund 170 Einwohnern schlängle sich ein 
Fluss, das Tal sei eng und schön grün, sagt 
er. „Aber es gibt dort keine Arbeit. Zuhau-
se habe ich zehn Geschwister. Papa ist im 
Spital. Wir brauchen das Geld, das ich hier 
verdiene“. Er hat weder die 70 Euro für die 
Fahrt nach Österreich beisammen, geschwei-
ge denn die 100 Euro Miete für sein Schlaf-
lager in Wien-Floridsdorf. Zu viert leben 
sie in einer Einzimmer-Wohnung, was „gut 
ist, auch wenn wir kein Warmwasser haben. 
Aber andere müssen mit 20 anderen in ei-
ner Kleinwohnung leben.“ Pro Monat kann 

er etwa 100 Euro nach Hause schicken. Mehr 
als 300 Euro mit Zeitungen zum Stückpreis 
von zwei Euro verdienen zu müssen, kann 
schon ordentlich Druck verursachen. Ihm 
fehle oft der Nerv zu den Leuten dann noch 
freundlich und zurückhaltend zu sein. „Der-
zeit verkaufe ich etwa zehn Exemplare pro 
Tag, und ich arbeite von neun Uhr früh bis 
elf Uhr abends. Es ist in den letzten Jahren 
schlechter geworden. Früher habe ich 20 Zei-
tungen verkauft, oft hätte ich mehr Ausgaben 
verkaufen können als ich dabei hatte.“ 
Für Bettina Schörgenhofer, Leiterin der Ab-
teilung „Hilfe in Not“ der Caritas Wien sind 
dieser finanzielle Druck und auch die Diskre-
panz zwischen vollen Teller und leeren Magen 
Gründe für die mitunter hartnäckige Art der 
KolporteurInnen. „Es geht hier um ein Be-
dürfnis nach Geld, nach Essen und sie suchen 
Abnehmer für ihre Zeitung. Dabei hat der 

Marin A.; rechts: Constantin M., Ehemann von Kiresica M.: Sie alle gehören zu den besten KolporteurInnen der Welt. 
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Verkäufer eben seine Strategien. Man kann es 
ihm nicht verübeln, dass er auch Druck aus-
übt. Ein Autoverkäufer hat auch seine Strate-
gien, die nicht angenehm sein können. Sel-
ber sitzt man beim Essen und der Bettler hat 
womöglich heute noch nichts gegessen“, er-
klärt sie.
An die Großstadt hat sich Marin Adrian noch 
nicht gewöhnt: Er weiß nicht, wie der Be-
zirk heißt, wo er unterwegs ist, sondern sagt: 
„Über diesen Berg gehe ich jeden Tag“, und 
meint die Gegend rund um den Naschmarkt 
und „oben“ die Mariahilferstraße. „Ich gehe 
aber auch dorthin, wo die Pferdekutscher 
sind.“ Adrian hat nur die Grundschule be-
sucht, dann musste er Geld verdienen. „Par-
kettleger, Anstreicher, das würde ich gerne 
machen. Ich wäre auch lieber Chauffeur, aber 
ich habe keinen Führerschein.“ Im 6. Bezirk 
ist heute auch Isabel Tinca, 24, unterwegs. 
Der Vater von zwei kleinen Kindern (einein-
halb und zweieinhalb Jahre alt) kommt aus 
dem Dorf Pitesti, etwa 120 Kilometer von Bu-
karest entfernt. An seiner schwarzen Kunstle-
derjacke hat er neben dem Kolporteurausweis 

einen Sticker des Bildungsvolksbegehrens an-
geheftet. „Putzen würde ich gerne, Fenster 
putzen oder die Straßen kehren. Oder Rega-
lbetreuer im Supermarkt. Ich habe in einer 
Küche gefragt, ob ich arbeiten kann, aber der 
Chef hat gemeint, ich soll zum Magistrat ge-
hen und einen Gewerbeschein beantragen, 
dann könne ich bei ihm arbeiten.“ In Rumä-
nien habe er auf Baustellen geschuftet, doch 
in Österreich verdiene er mit dem Zeitungs-
verkauf mehr. „Ich fahre nach einem Monat 
mit etwa 200 Euro zurück und kann den Kin-
dern Essen und Kleidung kaufen.“ Mit 14 an-
deren Roma lebt Tinca in einer Wohnung in 
Wien-Brigittenau. „Wir sind geschlichtet wie 
die Sardinen. Weil wir keine Dusche haben, 
gehen wir in ein Bad der Stadt um zwei Euro 
duschen“, erzählt Tinca. Sein Vermieter ver-
dient mehr als 1.500 Euro pro Monat, da je-
der pro Matratze etwa 100 Euro zu zahlen 
hätte. Fühlt er sich da nicht ausgebeutet? Er 
zuckt mit den Achseln. „Wenn es solche Ver-
mieter nicht gebe, müssten wir unter der Brü-
cke schlafen. Wir können keine Kaution und 
keine Provision zahlen. Wer gibt uns einen 

Mietvertrag, wenn wir hier weder gemeldet 
sind noch arbeiten?“ 

„Balsam auf Polizeiseele“
Gerald Tatzgern würde sich diesem Phäno-
men gerne mehr widmen, doch auf seinem 
Schreibtisch türmen sich auch Unterlagen 
zu Zwangsprostitution und Schlepperei. Der 
Leiter der Zentralstelle zur Bekämpfung der 
Schlepperkriminalität und des Menschen-
handels im Innenministerium weiß von ei-
nigen Wohnungen, wo dutzende Roma unter 
menschenunwürdigen Bedingungen hau-
sen würden. Doch: „Uns fehlen schlichtweg 
die Ressourcen, um solchen Ausbeutungs-
formen intensiv nachzugehen. Zudem tan-
giert das ja auch Grundrechte: Wir können 
nicht einfach in jede Wohnung gehen. Kei-
nes dieser Opfer freut sich, wenn die Poli-
zei kommt, denn wir schneiden ihnen ihre 
– wenn auch geringe – Einkommensquelle 
ab. Sie fühlen sich oftmals auch nicht aus-
gebeutet.“ Der Beamte wehrt sich aber ge-
gen Aussagen zum Beispiel von Seiten der 
„Bettellobby Wien“, er würde stets von einer 

Viele trinken Soli-Kaffee für Arme anderswo, direkt mit Armut konfrontiert wird aber nicht jede/r gerne.



Welt/MO#25

37

„Bettelmafia“ reden, wo es doch keine gebe. 
Am 23. Dezember 2010 sind laut einem Be-
richt der rumänischen Zeitung „Adevarul“ 
das Ehepaar Mircea und Virginia Eftimoiu 
vor einem Gericht in Bukarest zu mehrjäh-
rigen Haftstrafen wegen Menschenhandels 
und Ausbeutung u.a. von behinderten Bett-
lern in Wien verurteilt worden. „Das war 
Balsam auf meine kriminalpolizeiliche See-
le. Diesem Urteil gingen unsere monatelan-
gen Ermittlungen voraus.“ 
Als Antwort auf die Frage, ob sich richtige 
Mafiosi nicht lieber Waffen und Drogen 
widmen als der Bettelei, rechnet der Poli-
zist vor: „Wenn ein Bettler pro Tag 50 Euro 
erbettelt und ich habe 20 Bettler unter mir, 
die sieben Tage in der Woche betteln, dann 
sind das 7.000 Euro, im Monat 28.000 Euro. 
Mit einem Waffendeal steigt man besser aus, 
keine Frage, aber wenig ist das nicht.“ Selbst 
wenn es so zutrifft, führt die wiederholte 
Verwendung von „Bettelmafia“ im öffent-
lichen Diskurs zu Pauschalisierung. Bettina 
Schörgenhofer glaubt sehr wohl an Ausbeu-
tung innerhalb der patriarchalen Familien-
strukturen, doch das alles „Mafia“ zu nen-
nen, findet sie übertrieben: „Es ist wohl so, 
dass die schwächsten Mitglieder eines Clans 
ausgenutzt werden. Natürlich gibt es Woh-
nungen, wo 30, 40 Leute schlafen. Doch eine 
Mafia wie in Italien? Das glaube ich nicht. 
Diese Menschen kommen aus bitterarmen 
Dörfern. Wenn man das mal mit eigenen 
Augen gesehen hat, ist es verständlich, dass 
sich die Menschen organisieren und zu uns 
zum Betteln kommen. Ganze Familien leben 
davon.“ Die Caritas-Bereichsleiterin sieht 
die Probleme jedenfalls nicht durch Bettel-
verbote gelöst, sondern nur indem den Men-
schen geholfen wird, konkret ihre Lebenssi-
tuation zu ändern. Auch um Ausbeutung in 
Kleinstwohnungen zu vermindern, hat die 
Caritas die 2. Gruft eröffnet: Dort wird vor 
allem Osteuropäern Unterkunft gewährt. 

Spenden oder nicht spenden?
Als EU-Bürger können sich Roma in Öster-
reich drei Monate lang frei und legal bewe-
gen, dann müssen sie wieder ausreisen. Sie 
erhalten bis 2013 keine Arbeitserlaubnis, 
weil für Bulgarien und Rumänien eine Über-
gangsfrist gilt. Die zehn Millionen Roma, die 
in Europa leben, gehören zu den Ärmsten 
der Armen: Die UNEP schätzt, dass 44 Pro-
zent der Roma-Haushalte in Armut leben, 15 
Prozent in extremer Armut. Die Arbeitslo-
senquote beträgt bis zu 90 Prozent. Sie leben 
meist in abbruchreifen Häusern, mitunter 
ohne sanitäre Anlagen. Zwei Drittel schaf-
fen keinen Schulabschluss, jeder vierte Roma 
kann weder lesen noch schreiben. Dass diese 

Armut in den chicen Wiener Cafes auftaucht, 
kommt bei der Jeunesse dorée nicht gut an. 
Und Arme sollen, wenn sie schon da sind, 
unauffällig sein und nicht aggressiv. „Warum 
schreckt uns diese Armut und das Betteln so? 
Was stört uns daran? Warum ist das so oft in 
den Schlagzeilen?“, fragt sich Schörgenho-
fer. „Wir haben irgendwie verlernt, der Ar-
mut ins Gesicht zu schauen. Wir können uns 
unheimlich darüber aufregen, dass Leute mit 
Zeitungen betteln oder auf der Straße sitzen. 
Man hat wohl auch ein schlechtes Gewissen 
und reagiert vielleicht deshalb aggressiv. Es 
erfreut sich ja niemand daran, dass jemand 
so arm ist und betteln muss. Es ist aber das 

Einfachste, dieses unangenehme Gefühl den 
Armen anzulasten“, meint sie. Ansagen, bes-
ser für NGOs zu spenden als einzelnen Bett-
lerInnen Geld zuzustecken, lehnt sie ab: „Ich 
denke, es kann nicht um ein Entweder-Oder 
gehen, sondern um ein Sowohl-Alsauch. Das 
sind zutiefst persönliche Entscheidungen, 
die man niemanden abnehmen kann. Es ist 
beides legitim, dem Bettler was zu geben 
oder einfach weiterzugehen, weil es im Mo-
ment nicht passt. Bei Spenden an NGOs geht 
es ja um strukturelle Hilfe, um die Finanzie-
rung von Projekten zur Armutsvermeidung. 
Wir sollten nicht die Armen bestrafen, son-
dern die Armut abschaffen.“

Im Gespräch mit Constantin und Kiresica M.: Wie geht es ihnen mit den WienerInnen?
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Begegnung der dritten Art
Mir liefert die Wiener Tafel ja auch immer 
allerhand zum Essen. Das steht gleich da im 
Nebenraum und meine Leute nehmen sich 
was davon. Letztens sitz’ ich in meinem Büro 
und hör’, wie im Nebenraum jemand herum 
graschpelt. Schau ich nach, ist es eine Frau, 
die sich ein Einkaufswagerl hingestellt hat, 
immer wieder in den Raum herein kommt 
und das Zeug in das Wagerl tragt. Sag’ ich: 
„Was machen’s denn da?“ Sagt sie: „Ich hab’ 
sieben Kinder ...“ Sag ich ihr, also gut, jetzt 
haben Sie sich das Wagerl eh schon voll ge-
packt, aber jetzt auf Wiederschaun. Geht eine 
alte Frau mit so einem Gehwagerl vorbei und 
sagt: „Ham’s ah scho gnua von die Auslän-
der?“ Sag ich, na ja, es gibt halt überall solche 
und solche. Und dann frag ich sie: „Wollen’s 
ein paar Äpfel haben?“ Sagt sie: „Ja, ja.“ Na, 
dann hab ich ihr einen Sack Äpfel gegeben. 
(Frau Bock lacht herzlich.)

Härtefälle i
Da gibt’s einen Mann aus der Ukraine. Der ist 
querschnittsgelähmt und sitzt im Rollstuhl. 
Das Lager in Traiskirchen ist schon schwierig 
für ihn, weil es da kaum Rampen und Aufzü-
ge gibt. Sein Sohn ist auch in Österreich und 
hat Schilddrüsenkrebs, er wird im Wilhelmi-
nenspital behandelt. Der Vater sollte inzwi-
schen in ein Heim in der Steiermark gebracht 
werden, das am Berg liegt, mit Schotterwegen 
und ohne Aufzüge aber völlig ungeeignet ist. 
Ein Bekannter von ihm hat ihm das erzählt, 

und seitdem weigert er sich, da hinzugehen. 
Die in Traiskirchen haben ihn dann einfach 
auf die Straße geschickt. Sein Sohn bekommt 
im Wilhelminenspital die Chemotherapie, da 
muss er bei jeder Behandlung immer drei bis 
vier Tage dableiben. Den Leuten dort hat der 
Vater so leid getan, dass sie ihn beim letz-
ten Mal einfach mit aufgenommen und ver-
sorgt haben. Also, sowas gibt es auch. Ich 
find’ es schön, wenn Menschen im Kranken-
haus über ihren Schatten springen und das 
zulassen. Die beiden genießen hier subsidi-
ären Schutz. Sie werden nicht abgeschoben, 
weil ihre Krankheiten in der Ukraine nicht 
ausreichend behandelt werden können. Aber 
jetzt ist dem Sohn nachts am Schwedenplatz 
von einem Betrunkenen eine Flasche über 
den Kopf geschlagen worden. Er hat einen 
Lungenstich bekommen und musste auf der 
Intensivstation behandelt werden. Ich habe 
erst in der Zeitung davon gelesen und ge-
merkt, dass er einer von meinen ist. Da ist 
er gerade auf dem Weg der Gesundung vom 
Krebs und dann das. Er hat es überlebt, aber 
wie sagt man so schön, manche haben eben 
einfach ein schlechtes Blatt’l erwischt.

Härtefälle ii
Finanziell ist es immer zu wenig. Es ist 
schrecklich. Es kommen ja auch immer mehr 
Leute zu mir, die Hilfe brauchen. Auch wenn 
sämtliche Innenminister immer behauptet 
haben, es sind alle Leute in der Grundver-
sorgung, dann stimmt das doch nicht. Die 

ehemalige Innenministerin Fekter hat mir er-
klärt: Alle sind in Grundversorgung. Hab’ ich 
ihr entgegnet: Bis auf die 1.500, die bei mir 
gemeldet sind. Ich fürchte, sie hat das aber für 
einen Witz gehalten. Mit dem Fonds Soziales 
Wien bin ich ohnehin dauernd in Kontakt, 
da gibt es auch Leute, die mich unterstützen. 
Aber ... Wir hatten einen Kranken hier, der 
hatte einen neuerlichen Asylantrag gestellt, 
der ist von Steinhof entlassen worden. Ich 
hab ihn gefragt, wo er letzte Nacht geschla-
fen hat. Das hat er nicht gewusst, der war 
total durcheinander... Also so jemand braucht 
nicht nur eine Krankenversicherung, son-
dern eine organisierte Unterkunft. Ich hab 
dann nachgefragt, wie es mit einer dringend 
nötigen Unterstützung von diesem Mann 
ausschaut. Sagen man mir, Naja, wer sagt 
denn, ob der Mann zugelassen wird. Tatsäch-
lich war der Mann schon länger als ein halbes 
Jahr in Österreich, das Verfahren findet des-
halb auch hier statt. Ich wollte dem Mann 
helfen. Ich dachte mir, er soll nach Traiskir-
chen gehen, mit seiner ganzen Krankenge-
schichte, vielleicht erhält er einen humani-
tären Aufenthalt. Auf meine Frage, wo er bis 
dahin schlafen soll, wollte man ihn aber nicht 
aufnehmen. Ich habe ihn aber auch nicht in 
eine Wohngemeinschaft stecken können, der 
Mann war ja geistig krank. Wenn der einen 
psychischen Anfall kriegt, kann es in der WG 
ja zu Gewalt kommen. Also bleibt der Mann 
auf der Straße? Was bezweckt man damit? 
Oder ist es wieder allen egal?

Von ihr kann man alles haben, nur 
kein Nein. Die Flüchtlingshelferin Ute 
Bock ist im wahrsten Sinn grenzenlos. 
Ihre Sozialarbeit: der ganz normale 
Wahnsinn. Alltag in Wien. 
korreSpoNDeNt: gUNNAr lANDSgeSell, Foto: leA FrIeSSNer

Neues voN der bock
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Listen 
2 x 5*
Alex p., 22, ist kolporteur von Mo – Magazin für Menschenrechte. 

5 dinge, die ich in meinem leben erreichen möchte:

 ein Haus zu bauen. 
  Dass ich, meine Familie, meine vierjährige tochter gesund 

bleiben
  Dass ich zu Hause in rumänien polizist werde, die nötigen 

kurse habe ich absolviert.
  Dass meiner tochter einmal eine gute Ausbildung möglich 

wird.
  Ich weiß, dass ich nicht alles verwirklichen kann, wovon 

ich träume. Aber ich lasse mich von gott leiten.

5 dinge, die sich ändern sollten:

  Dass die Menschen nicht mehr so schlecht sind, dass sie 
aufhören zu stehlen, im großen wie im kleinen..

 Dass niemand mit Angst auf die Straße gehen muss.
 Die leute sollen mehr in die kirche gehen.
  Von ÖsterreicherInnen nicht mehr zu hören, geh zurück, 

verschwinde.
  Dass korruption bei polizei und politik in rumänien einge-

dämmt wird. polizisten in Österreich sind freundlicher.

und sonst? 
Möchte ich in zehn Jahren ein schönes leben und viel geld. 

* Anm.: Hier vertretene Meinungen geben nicht unbedingt die Meinung der redaktion wieder.
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Buch

Bloodlands

Mit dem Begriff „Bloodlands“ 
beschreibt Timothy Snyder jenes 
Territorium in Osteuropa, auf 
dem sich die Herrschaft zwei-
er totalitärer Regime, der Sta-
linschen Sowjetunion und des 
Dritten Reiches, überschnitt. Auf 
diesem Gebiet fand in einer Art 
Komplizenschaft ein Massen-
mord an 14 Millionen Menschen 
statt, die von beiden Seiten aus 
unterschiedlichsten Gründen zu 
Gegnern erklärt wurden. Die Tö-
tungsart dieser zivilen Opfer be-
stand im vorsätzlichen Aushun-
gern und in Erschießungen. Es 
handelt sich dabei fast ausschließ-
lich um Frauen, Kinder und Alte 
und eben nicht um Kriegsange-
hörige, wie Snyder betont. Stalin 
ließ etwa in der Ukraine mehr 
als 3 Millionen Menschen syste-
matisch verhungern. Die Nazis 
führten Massenerschießungen 
durch, als der Kriegsverlauf sich 
gegen sie wendete und ihnen klar 
wurde, dass sie mit Deportati-
onen die „Endlösung“ nicht mehr 
umsetzen konnten. Dass das hi-
storische Kapitel, das Snyder als 
Bloodlands zusammenfasst, wis-
senschaftlich kaum aufgearbeitet 
wurde, dürfte nur eine Motivation 

für den Autor gewesen sein, die-
se historische Periode von 1932 
bis 1945 systematisch zu erfor-
schen. Bloodlands liest sich aber 
auch wie der Versuch, diese „ver-
gessenen Toten“ zu rehabilitieren, 
indem Snyder sie gewissermaßen 
aus dem Schatten von Auschwitz 
holt, um ihnen über seinen ter-
ritorialen Ansatz einen eigenen 
Ort in der Erinnerungskultur zu 
ermöglichen. Dass Snyder dabei 
das Risiko einer Relativierung des 
Holocaust eingeht, war dem Ge-
schichtsprofessor an der Univer-
sität Yale sicherlich bewusst. Peni-
bel grenzt er Begrifflichkeiten ab, 
präzisiert seine Gedanken und 
Forschungsansätze. Manchmal 
wird einem als Leser dabei den-
noch mulmig. Etwa wenn Snyder 
die Toten von sowjetischen und 
NS-Konzentrationslagern addiert 
und aus diesen die Toten der NS-
Vernichtungslager, der „Todesfa-
briken“, wie Snyder sie benennt, 
herausrechnet. Er tut das aller-
dings nicht, um Vergleiche der 
politischen Systeme anzustellen 
oder die Opfer des Nationalsozia-
lismus durch jene des Stalinismus 
aufzurechnen, sondern um die 
Auswirkungen auf die Bevölke-
rung des von ihm beschriebenen 
Territoriums zu beschreiben und 
zu dimensionieren. Ein intelli-
gentes, kritisches, auch kritisch 
zu lesendes Buch, das eine Lücke 
schließen möchte, indem es den 
Holocaust als einen Teil der NS-
Vernichtungspolitik begreift. Sny-
der verzichtet dabei auf spekula-
tive Elemente, Bloodlands eignet 
sich deshalb wahrscheinlich auch 
nicht, um die Historikerdebatte 
wieder aufzugreifen. gun

Thomas Pogge
Weltarmut und Menschenrechte
Kosmopolitische Verantwortung 
und Reformen
Gruyter Verlag, Neuauflage
29,95 Euro
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ende des gehorsams

Stéphane Hessel griff in Fran-
kreich zur spitzen Feder, An-
neliese Rohrer in Österreich: 
In ihrem Essay „Ende des Ge-
horsams“ ruft die profilierte 
Journalistin zu einem Ende des 
(oftmals vorauseilenden) Ge-
horsams auf – und zwar merk-
bar empört über die österrei-
chischen Verhältnisse. Nach 
der Lektüre des Buches ist man 
ebenfalls empört, zum Beispiel 
darüber, wie regelmäßig Politi-
ker die österreichische Verfas-
sung mit Füssen treten, wie viele 
Möglichkeiten zur politischen 
Einmischung für BürgerInnen 
vorhanden wären, doch keiner 
kennt sie. Und man ist verwun-
dert über die Ruhe im Land, 
die vor allem durch Gleich-
gültigkeit, Resignation, aber 
auch im Obrigkeitsdenken be-
gründet ist. Rohrer ruft folglich 
auch zu mehr Mut auf, denn 
politisches Engagement koste 
schließlich in Österreich nicht 
das Leben, sondern vielleicht 
nur einen Karriereknick. Aus-
reden wie „Das kann man nicht 
ändern“ oder „Ich will damit 
nichts zu tun haben“, lässt sie 

nicht gelten. Mehr Mut sollten 
aber nicht nur jede/r BürgerIn 
an den Tag legen, sondern bei-
spielsweise auch pragmatisierte 
UniversitätsprofessorInnen und 
etablierte JuristInnen. Die Rolle 
der Medien als Kontrollinstanz 
behandelt sie in dem Buch je-
doch nur am Rande, nämlich 
an einzelnen Beispielen, wo 
sie demokratiepolitisch versagt 
hätten. Dass das immer häufiger 
vorkommt, führt die Journali-
stin darauf zurück, dass Jour-
nalistInnen nur noch selten mit 
Anstellungen rechnen könnten. 
Diese Lage verlange von jungen 
JournalistInnen viel mehr Cou-
rage als früher. Sie selbst hätte 
nie Probleme gehabt, wenn sie 
sich „ungehorsam“ gegenüber 
Chefs oder PolitikerInnen ge-
zeigt hätte. Aber: „Das ist eine 
„geschützte“ Zeit gewesen. Die 
Situation heute wird sich auch 
noch als schweres Demokratie-
problem erweisen, wenn nichts 
dagegen getan wird“, ist Rohrer 
überzeugt. Eva Bachinger

Anneliese Rohrer
Ende des Gehorsams
Braumüller Verlag, Wien
133 Seiten, 12,95 Euro

Buch

Bis an die grenze

Bis an die Grenzen, so lautet der 
Titel der nun auf Deutsch er-
schienenen autobiographischen 
Erzählung des Kameruners Fa-
bien Didier Yene über den Lei-
densweg subsaharischer Migran-
tInnen und Flüchtlinge durch die 
Wüste auf den Weg nach Europa. 
Der Titel deutet bereits die mehr-
fachen Grenzüberschreitungen 
an, die zu bewältigen sind: Ne-
ben den realen mörderischen 
Grenzen der Festung Europa 
und ihrer Vorposten – die Grenz-

PoPuLÄRkULTUr

regime der nordafrikanischen 
Länder – sind es vor allem phy-
sische, psychische und emotio-
nale Grenzgänge, von denen Yene 
eindrucksvoll Zeugnis ablegt. Das 
Buch erzählt von Gewalt, Willkür, 
Rassismus und nacktem Überle-
ben, aber auch vom Widerstand 
der Illegalisierten gegen diese all-
täglichen Gewaltverhältnisse und 
von Solidarität und Freundschaft 
trotz allem. Die vielen Tausenden 
Flüchtlinge, die mit der Hoff-
nung auf ein Leben in Freiheit 
und Würde tagtäglich diese Rei-
se antreten,  bekommen in Yenes 
Erzählung einen Namen, ein Ge-
sicht und eine Geschichte. Dieses 
Buch ist eine klare Aufforderung 
zum Kampf um Bewegungsfrei-
heit für alle, jetzt und überall. 
Vida Bakondy

Fabien Didier Yene
Bis an die Grenze. 
Chronik einer Migration
Verlag Drava /edition Niemandsland 
224 Seiten, 19,80 Euro

FiLm

der Prozess

Dieser Film hat einen Fokus: 
Er verfolgt den Prozess gegen 
13 TierschützerInnen in Wie-
ner Neustadt nicht als Skanda-
lon (dafür sorgten ja schon die 
ErmittlungsbeamtInnen und die 

Staatsanwaltschaft), sondern als 
ein demokratiepolitisch tatsäch-
lich bedenkliches Verfahren. Es 
handelt sich um einen Prozess 
gegen die Zivilgesellschaft, der 
hier in teils grotesken, teils gru-
seligen Bildern in 120 Minu-
ten aufgerollt wird. Parteiisch, 
aber ohne große Polemik er-
zählt der Regisseur Igor Hau-
zenberger davon, wie junge Leu-
te gegen Pelztierhandel lautstark 
protestierten und am nächsten 
Morgen mit bewaffneten Spe-
zialeinheiten vor ihren Betten 
aufwachten. Bemerkenswert 
nüchtern kommentieren die 
AktivistInnen diese Vorgänge, 
während Jäger, schießfreudige 
Manager (denen gegen Geld im 
Gatter das Wild vor die Flin-
te geführt wird), aber auch Po-
lizisten, selbst vor der Kamera 
nicht vor Einschüchterung zu-
rückschrecken. Als die Politik 
unter Druck kam, weil der Pro-
zess im Zeichen des Mafia- und 
Terrorparagrafen geführt wurde, 
versprach sie gesetzliche Ände-
rungen. Statt den Paragraphen 
278 zu entschärfen, hat sie ihn 
aber verschärft... Und der Pro-
zess lässt unschuldige, aber fi-
nanziell ruinierte Tierrechts-
aktivistInnen zurück. Der Film 
läuft seit Ende November in den 
Kinos. red
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Sie schreit und kreischt, krümmt sich, das Kinn 
kippt nach vorne, der Körper schüttelt sich – die 
schöne Keira Knightley im Kino einmal ganz 
schiach. Der Film „A Dangerous Method“ wid-
met sich der Königin der Neurosen vor hundert 
Jahren, der Hysterie. Die gefährliche Methode ist 
die Psychoanalyse. Die Spaziergänge im Unbe-
wussten legen eine Welt frei, die im Körper In-
nen und Außen verschmelzen lassen. Die Welt 
geht unter die Haut und schneidet in die Körper. 
Die bürgerliche Sexualmoral samt Ohnmachts-
position von Frauen mischt sich unters Seelen-
fleisch. Frauen hatten anmutig, tugendhaft, ase-
xuell, rein und kontrolliert zu sein. In ihnen 
sollte sich das Gute, Edle und Schöne widerspie-
geln. Die Hysterikerin trat demgegenüber als der 
teuflische Gegentypus auf. Sie zeigte sich unbe-
rechenbar, ekstatisch und der Realität entrückt. 
Hundert Jahre später dominiert das erschöpfte 
Selbst. „Burn-out“ ist zur großen Diagnose ge-
worden. Oft versteckt sich dahinter eine Depressi-
on. Da geht es um den schlechten Stress, der nagt 
und quält, der lange dauert und niederhält. Der 
psychische Apparat drückt die Stopp Taste: Ver-
langsamung, Müdigkeit, Zusammenbruch – nichts 
geht mehr. Tätigkeiten, die hohe Anforderungen 
stellen und gleichzeitig mit einem niedrigen Kon-
trollspielraum ausgestattet sind, erhöhen diesen 
schlechten Stress. 
Die niedrige Kontrolle kann in zwei Formen auf-
treten: Zum einen als mangelnde Möglichkeit, 
über die Gestaltung der Arbeitsaufgaben zu ent-

scheiden, zum anderen als eingeschränkte Mög-
lichkeit, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu nutzen. 
Und Jobs dieser Art gibt es ja seit einigen Jah-
ren genügend. Dauern diese Ohnmachtserfah-
rungen an, lernen wir Hilflosigkeit: Lass mich 
erleben, dass ich nichts bewirken kann. Wer fest-
stellt, dass er trotz aller Anstrengungen nichts er-
reichen kann, der wird früher oder später resi-
gnieren und aufgeben.
Der Giftcocktail besteht aus drei Zutaten: aus ho-
her Anforderung, niedriger Kontrolle und nied-
riger Anerkennung. Wenn ich mich anstrenge, 
viel in eine Sache hineinbuttere und dann nichts 
herausbekomme – keine Anerkennung, kein 
freundliches Wort, dafür miesen Lohn und kei-
ne Aufstiegschancen –, dann wird es massiv ge-
sundheitsschädlich. Das ist wie Vollgas bei ange-
zogener Handbremse fahren. Erwerbsarbeit hat 
für viele einen desintegrativen Charakter ange-
nommen. Ausgrenzung durch Arbeit.
Der Giftcocktail aus Anstrengung, Ohnmacht 
und mangelnder Anerkennung hat sich in die 
Mitte der Gesellschaft gefressen. Besonders in 
den schlechten Jobs mit mieser Bezahlung und 
geringem Einfluss kommt er zur Wirkung. Und 
die werden mehr. Gerade auch jetzt nach der Fi-
nanzkrise sind eine große Zahl besserer Jobs in 
viele kleine schlechtere umgewandelt worden. Die 
Sparziergänge im Unbewussten treffen auf ande-
re Landschaften, die Wege aber bleiben die glei-
chen. Die soziale Schere geht unter die Haut und 
schneidet in die Körper. 

PoPuLÄR GeSeHeN

Martin Schenk ist Sozialexperte 
der Diakonie Österreich
Illustration: Petja Dimitrova

Spaziergänge
im Unbewussten
Hysterie und Burn-out: Die Welt geht unter die Haut und 
schneidet sich ins Seelenfleisch. Was passiert, wenn aus 
guten Jobs mit Anerkennung miese mit geringem Hand-
lungsspielraum werden. 
eINe kolUMNe VoN MArtIN ScHeNk 
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E mpört Euch!“, rief der 93-jährige Ste-
phane Hessel letztes Jahr den Jün-
geren zu und ahnte nicht, dass er mit 

seiner Streitschrift zur Galionsfigur einer sich 
weltweit formierenden Widerstandsbewegung 
gegen die Macht des Finanzkapitalismus, das 
materialistische Maximierungsdenken und 
die damit verbundene Umweltzerstörung auf 
unserem Planeten, die globale Ungerechtig-
keit und die politischen Unzulänglichkeiten 
unserer globalen Gesellschaft einschließ-
lich des Umgangs mit Flüchtlingen und Mi-
grantInnen geworden ist. Der spätere fran-
zösische Diplomat und KZ-Überlebende hat 
sein neu geschenktes Leben dem Aufbau ei-
ner friedlichen, sozial gerechten und an den 
Werten der Menschenrechte und der Demo-
kratie orientierten Nachkriegsordnung gewid-
met. Genau diese Werte sieht er heute durch 
die Diktatur des Finanzkapitalismus in ih-
ren Grundfesten bedroht und ruft daher zum 
friedlichen Widerstand auf: „Wir alle sind auf-
gerufen, unsere Gesellschaft so zu bewahren, 
dass wir auf sie stolz sein können. Aber nicht 
diese Gesellschaft der in die Illegalität Ge-
drängten, der Abschiebungen, des Misstrau-
ens gegen Zuwanderer, in der die Sicherung 
des Alters, die Leistungen der Sozialversiche-
rung brüchig geworden sind, in der die Rei-
chen die Medien beherrschen.“
Es scheint, dass sein Aufruf auf fruchtbaren 
Boden gefallen ist. Vom arabischen Frühling 
über die Occupy-Wall-Street-Bewegung und 
weltweite Proteste gegen die Macht der Ban-
ken, bis hin zu globalen Aktionstagen, an de-
nen die Menschen weltweit gleichzeitig gegen 
die Gier des Finanzkapitalismus und son-

stiger durch die Privatisierung und Deregu-
lierung des Neoliberalismus entfesselter glo-
baler Markte demonstrieren. In Artikel 28 der 
Universellen Erklärung der Menschenrechte 
1948 haben deren Autoren die Vision einer 
Welt beschrieben, in der neue Weltkriege, 
Barbarei und Armut vermieden werden 
könnten: den Aufbau einer sozialen Weltord-
nung, in der alle Menschenrechte, die bürger-
lichen und politischen Freiheitsrechte ebenso 
wie die wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Rechte auf Arbeit, soziale Sicherheit, 
Bildung, Gesundheit für alle Menschen die-
ser einen Welt gesichert werden. Im Kalten 
Krieg zwischen Kapitalismus und Kommu-
nismus war diese Vision vorerst auf Eis gelegt. 
Aber mit dem Fall des Eisernen Vorhangs in 
Europa tat sich 1989 die einzigartige Möglich-
keit auf, einen dritten Weg zwischen Kapitalis-
mus und Kommunismus zur Verwirklichung 
aller Menschenrechte für alle, wie wir auf der 
Wiener Weltkonferenz über Menschenrechte 
1993 forderten, einzuschlagen. 
Der Westen hat diese einmalige Chance ver-
tan. Der von Ronald Reagan und Margaret 
Thatcher entfesselte Neoliberalismus mit sei-
nem Deregulierungs- und Privatisierungs-
wahn hat den Zerfall der kommunistischen 
Regime in Europa nicht für den Aufbau von 
etwas Neuem genutzt, sondern in einen Tri-
umphzug des schrankenlosen globalen Ka-
pitalismus ausarten lassen, der verantwor-
tungslose Politiker wie George W. Bush, Silvio 
Berlusconi und viele andere an die Macht ge-
spült hat. Heute stehen wir vor dem Scherben-
haufen dieser Politik, die uns schnurstracks in 
globale Immobilien-, Finanz-, Banken-, Nah-

rungsmittel- und sonstige Wirtschaftskrisen 
geführt hat. 
Dieses offensichtliche Scheitern des globa-
len Kapitalismus eröffnet aber auch eine neue 
Chance für ein grundsätzliches Umdenken.  
Wie damals der eigentliche Wind der Verände-
rung von der Zivilgesellschaft der „samtenen 
Revolutionen“ kam, so geht er auch im Ara-
bischen Frühling und anderen revolutionären 
Bewegungen dieses neuen Jahrzehnts von der 
Straße aus. Um nochmals Stephane Hessel zu 
zitieren: „Den jungen Menschen sage ich: Seht 
euch um, dann werdet ihr die Themen finden, 
für die Empörung sich lohnt – die Behand-
lung der Zuwanderer, der in die Illegalität Ge-
stoßenen, der Sinti und Roma. Ihr werdet auf 
konkrete Situationen stoßen, die euch veran-
lassen, euch gemeinsam mit anderen zu enga-
gieren. Suchet, und ihr werdet finden!“
Genau das haben Robert Zahrl und die vier 
Anti-AbschiebeaktivistInnen Jo, Alex, Isa und 
Billi getan. Sie haben durch ihre Solidarität, 
Zivilcourage und ihren Widerstand einen 
anderen jungen Menschen aus dem afrika-
nischen Guinea davor gerettet, von den ös-
terreichischen Behörden in Verletzung seiner 
Menschenrechte nach Guinea abgeschoben 
zu werden. Ousmane Camara, der dank die-
ser Menschen heute Abend ebenfalls unter 
uns ist, hat sich wahrend seines Studiums in 
Conakry in der Studentenbewegung engagiert, 
die ursprünglich für die Verbesserung der Stu-
dienbedingungen und später für den Sturz der 
Diktatur von General Lansana Conte auf die 
Barrikaden gestiegen ist. Für sein Engagement 
ist Ousmane von der Geheimpolizei festge-
nommen und auf brutalste Weise gefoltert 

sPoTLIGHT

ute-Bock-Preis 2011

„Scheitern des  
globalen Kapitalismus“
Am 3. November wurde der Ute-Bock-preis für Zivilcourage  
an robert Zahrl und vier Anti-AbschiebeaktivistInnen verliehen. 
Sie verhinderten die widerrechtliche Abschiebung des 25jäh-
rigen Uni-Aktivisten ousmane c. nach guinea.
lAUDAtIo: MANFreD NoWAk
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worden. Im Jänner 2007 gelang ihm die Flucht 
nach Europa, und er suchte in Österreich um 
politisches Asyl an. Aber sein Antrag wur-
de, wie so viele andere, von österreichischen 
Beamten, die mit großer Wahrscheinlichkeit 
noch nie in Guinea gewesen waren, vielleicht 
zum ersten Mal von diesem Land gehört ha-
ben, wegen Unglaubwürdigkeit abgewiesen. Er 
kehrte unter anderem Namen in seine Hei-
mat zurück, wurde jedoch erkannt und neu-
erlich verfolgt. Also floh er wieder nach Eur-
opa, suchte aber diesmal in Großbritannien 
um Asyl an. Im August 2010 wurde er nach 
der Logik des europäischen Asylsystems von 
Großbritannien wieder nach Österreich über-
stellt, wo er trotz eines neuerlichen Asylantrags 
sofort in Schubhaft genommen wurde. Ohne 
sich wirklich mit den Fluchtgründen und dem 
Schicksal Ousmane Camaras auseinanderzu-
setzen, wurde auch sein zweiter Asylantrag im 
Schnellverfahren wegen entschiedener Sache 
zurückgewiesen und seine Abschiebung nach 
Guinea vorbereitet. Er hatte große Angst, in 
seinem Heimatland erneut gefoltert oder so-
gar ermordet zu werden, aber er hatte wie an-
dere Schubhäftlinge keinen Zugang zu Anwäl-
ten oder anderen Menschen, die ihm helfen 
könnten. Abgesehen von den Polizeibeam-
ten, die ihn in seiner Verzweiflung wiederholt 
in eine Isolationszelle verlegt hatten, war sein 
einziger Kontakt ein Vertreter des so genann-
ten „Vereins Menschenrechte Osterreich“, der 
sich in der Schubhaft als Caritas ausgibt, aber 
eng mit der Polizei zusammenarbeitet und die 
Häftlinge zu überreden sucht, „freiwillig“ und 
zum Teil mit falschen Versprechungen in ihre 
Heimatländer zurückzukehren.

Rubriken/MO#25

eine neue Welt tut sich auf
Ousmane Camara wartet bereits seit mehr 
als zwei Monaten im Polizei-Anhaltezen-
trum Rossauer Lände auf seine Abschiebung, 
als ihm Anfang November 2010 plötzlich mit 
Robert Zahrl ein österreichischer Student in 
die Zelle gesteckt wird, der es vorgezogen hat, 
300 Euro Strafe für ein Straßenverkehrsdelikt 
in 126 Stunden Freiheitsstrafe einzutauschen. 
Endlich hat Ousmane jemanden gefunden, 
der französisch spricht, und er erzahlt ihm 
seine ganze Leidensgeschichte. Für Robert 
Zahrl tut sich eine neue Welt auf. Er hätte nie 
gedacht, dass Menschen in Österreich so be-
handelt werden, nur weil sie Ausländer sind 
und schwarze Hautfarbe haben. Er empört 
sich und beschließt, seinem neuen Freund 
zu helfen. Nach der Verbüßung seiner fünf 
Tage Ersatzfreiheitsstrafe versucht Robert un-
ermüdlich, Einzelpersonen, Anwälte und Or-
ganisationen in Österreich auf das tragische 
Schicksal von Ousmane Camara aufmerk-
sam zu machen. Nach anfänglichen Schwie-
rigkeiten stößt sein Hilferuf schließlich auf 
eine breite Resonanz von Empörten und ruft 
eine beträchtliche Anzahl von Anti-Abschie-
beaktivistInnen, darunter unsere Preisträge-
rInnen, auf den Plan. Mit vereinten Kräften 
organisieren sie in der kalten Nacht vom 14. 
auf den 15. Dezember 2010 eine Blockade vor 
dem Polizei-Anhaltezentrum Rossauer Län-
de mit mehr als 100 Menschen, können aber 
nicht verhindern, dass Ousmane in dersel-
ben Nacht zum Flughafen Wien-Schwechat 
gebracht wird. Robert und Jo haben sich so-
gar Tickets für die Maschine gekauft, mit der 
Ousmane vorerst nach Brüssel abgeschoben 
werden soll. Wenn nötig, wollen sie ihn be-
gleiten, aber lieber ist es ihnen, die Abschie-
bung verhindern zu können. Letzteres ge-
lingt: Ousmane hält sich mit beiden Händen 
am Geländer der Stiege zum Flugzeug fest 
und deklariert lautstark, was er in Guinea zu 
erwarten hätte; die AktivistInnen unterstüt-
zen ihn erfolgreich, sodass sich der Kapitän 
schließlich weigert, Ousmane gegen seinen 
Willen an Bord zu nehmen. Er wird von den 
Beamten in einen separaten Raum am Flug-
hafen gebracht. Über das, was dort geschieht, 
liegen unterschiedliche Aussagen vor, deren 
Richtigkeit die Gerichte werden klaren müs-
sen. Ousmane erhebt jedenfalls einen Miss-
handlungsvorwurf gegen die Beamten, und 

diese bezichtigen ihn des Widerstands gegen 
die Staatsgewalt und der schweren Körper-
verletzung. Er wird wieder in Schubhaft ge-
nommen. Aber zwei Tage später erlässt der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
in Straßburg eine einstweilige Verfugung, wo-
nach die Abschiebung vorläufig zu unterlas-
sen sei. Statt Ousmane aus der Schubhaft in 
die Freiheit zu entlassen, wird er nun als des 
Widerstands gegen die Staatsgewalt Beschul-
digter in Untersuchungshaft genommen und 
in die Justizanstalt Korneuburg überstellt. 
Wieder gelingt es den AktivistInnen, Geld 
für eine Kaution zu sammeln, wodurch er am 
24. Dezember 2010 freikommt und schließ-
lich bei meinem Freund Werner Hörtner Un-
terschlupf findet. In der Zwischenzeit wurde 
auch der Verfassungsgerichtshof angerufen, 
der ebenfalls eine einstweilige Verfügung er-
ließ, wonach Ousmane bis auf weiteres nicht 
abgeschoben werden darf. 
Für Jo, Alex, Isa und Billi war das nicht die er-

ste Abschiebung, gegen die sie protestiert und 
aktiven Widerstand geleistet haben. Wie sie in 
ihrer „kleinen Chronologie des Widerstandes“ 
schreiben, gilt Ihre Solidarität „allen Migran-
tInnen, Flüchtlingen, Kriminalisierten, Ille-
galisierten, Papierlosen und Widerständigen“. 
Für diese politische Haltung und diesen Ak-
tivismus haben sie im Sommer 2010 mehrere 
Wochen in Untersuchungshaft verbracht, da 
sie das Landesamt für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung der Bildung einer 
terroristischen Vereinigung im Sinne des um-
strittenen  Paragraphen 278b StGB verdäch-
tigt. Und gegen Ousmane selbst ist ein Verfah-
ren wegen Widerstands gegen die Staatsgewalt 
anhängig. Aber der Verfassungsgerichtshof 
hat nun zu prüfen, ob der Widerstand gegen 
eine rechtswidrige Abschiebung nicht letztlich 
ein gerechtfertigter Widerstand ist. Denn wo 
Recht zu Unrecht wird, was beim Vollzug des 
österreichischen Fremdenrechts leider allzu 
oft der Fall ist, wird Widerstand bekanntlich 
zur Pflicht. Das gilt nicht nur für die direkt 
von rechtswidrigen Amtshandlungen Betrof-
fenen, sondern auch für jene Menschen mit 
Zivilcourage, die sie bei ihrem Widerstand 
unterstützen. Für diese Zivilcourage werden 
Robert Zahrl, Jo, Alex, Isa und Billi heute mit 
dem Ute-Bock-Preis für Zivilcourage 2011 
ausgezeichnet. Ich gratuliere ganz herzlich zu 
dieser wichtigen Auszeichnung.

Manfred Nowak, Leiter des 
Ludwig Boltzmann Instituts 

für Menschenrechte, hielt an 
der Akademie der bildenden 

Künste die Laudatio.
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MO – im entscheidenden Augenblick
das richtige tun!
Menschenrechte gehen uns alle an.

 Ja, ich will 4x jährlich MO lesen. 

 StudentInnen | Selbstkostenabo 10 Euro 
 Normalabo 20 Euro 
 Förderabo 60 Euro (mit dem Förderabo unterstützen Sie  
 Verkaufsschulungen für unsere KolporteurInnen)

 Name

 Adresse

 PLZ | Stadt

  E-Mail  abo@momagazin.at
 Post  SOS Mitmensch, Postfach 220, A-1070 Wien
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SOS 
Spenden-
Webseite
Der Verein SOS Mitmensch 
finanziert sich und seinen 
Einsatz für mehr Men-
schenwürde und gegen 
Benachteiligung und Het-
ze ausschließlich durch 
private Spenden. Ab sofort 
können uns alle, die unse-
re Arbeit wertvoll finden, 
auch online unterstützen. 
Nähere Infos bei Klick auf 
den „Jetzt spenden“-But-
ton auf:
www.sosmitmensch.at

Unser Geld
für unsere 
Leut’?
Was würde passieren, wenn 
die Forderung der FPÖ um-
gesetzt wird, und es tat-
sächlich nur noch „un-
ser Geld für unsere Leut’“ 
gäbe? Dazu gaben die Öko-
nomin Karin Schönpflug 
und der Wirtschaftshistori-
ker Fritz Weber eine Exper-
tise für SOS Mitmensch ab. 
Ergebnis: Die Umsetzung 
des Slogans würde Europa 
wirtschaftlich ins 15. Jahr-
hundert zurückschicken!

Alternativenforen: 
Konventionen 
sprengen!
Die Forderungen nach 
einem Wandel unserer Wirt-
schaftsweise werden im-
mer lauter. Zu Recht! Denn 
selbst engagierten Unter-
nehmen gelingt es im der-
zeitigen System nicht, aus 
Profit- und Wachstums-
zwängen auszubrechen. 
Wie es anders gehen kann, 
zeigen Initiativen, die au-
ßerhalb üblicher Strukturen 
angesiedelt sind:
www.alternativenforen.at

sos mITmeNScH

SOS Mitmensch kämpft gemeinsam mit ande-
ren zivilgesellschaftlichen Organisationen ge-
gen Gesetzesvorhaben, die unschuldige Bür-
gerInnen zu Verdächtigen machen. Das neue 
Sicherheitspolizeigesetz des Innenministeri-
ums geht leider genau in diese Richtung. Der 
Schutz der Privatsphäre wird aufgeweicht und 
das Tor für mögliche Repression und Da-
tenmissbrauch geöffnet. Eine unabhängige 
Kontrollinstanz, die die Einschränkung von 
Grundrechten überwacht, ist weiterhin nicht 
vorgesehen. Zivilgesellschaftliches Engage-
ment und politischer Aktivismus werden so 

zum unkalkulierbaren Risiko.
Die massiven Bedenken, die etwa der renom-
mierte Verfassungsrechtler Bernd-Christian 
Funk aber auch zahlreiche NGOs äußern, 
wurden bisher einfach vom Tisch gewischt. 
Die Vergangenheit hat aber gezeigt: Wenn 
die Politik sagt, „Macht euch keine Sorgen, es 
wird schon alles gut gehen“, dann sollten wir 
uns erhebliche Sorgen machen. Und wenn 
ein Ministerium alle Menschen zu Verdäch-
tigen erklärt, dann sollten wir sehr wachsam 
sein, denn dieses Ministerium ist höchst ver-
dächtig!

Rubriken/MO#25

Aktion gegen mehr Überwachung vor dem BMI.
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Rund 200 Menschen kamen zur Verleihung 
des Ute-Bock-Preises für Zivilcourage 2011 
kamen Anfang November in die Akademie 
der bildenden Künste in Wien. SOS Mit-
mensch würdigte mit dem Preis den coura-
gierten Einsatz von fünf jungen Anti-Abschie-
beaktivistInnen. Der 22jährige Robert Zahrl 
und vier weitere AktivistInnen hatten in letz-
ter Sekunde die Abschiebung des Studenten 
Ousmane C. zurück in Folter und Tod verhin-

dert. SOS Mitmensch erachtet diesen Einsatz 
als vorbildhaft und möchte durch die Preis-
verleihung mehr Menschen zu couragiertem 
Handeln ermutigen.
Der Anerkennungspreis war 2011 mit 4.000 
Euro dotiert, Spender ist die Anwaltskanz-
lei Lansky, Ganzger & Partner Rechtsanwäl-
te. Überreicht wurde der Preis von Ute Bock 
und der SOS-Mitmensch-Vorsitzenden Nadja 
Lorenz.

Ute-Bock-PReis 

Mutiger einsatz von Anti-Abschiebeaktivistinnen gewürdigt

sicheRheitsPolizeigesetz

Überwachungsstaat ante portas?

text: AlexANDer pollAk

Ute-Bock-Preis 2011 auf der Bildenden in Wien.
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Was in anderen Staaten längst Teil des gesellschaft-
lichen Selbstverständnisses ist, scheint in Österreich 
partout nicht möglich: die Einbeziehung von Min-
derheiten in die Mehrheitsgesellschaft ... oder etwa 
doch? Und außerdem: Wem geht das permanente 
negative Gerede von Integration noch nicht am Al-
lerwertesten? Wir lehnen uns jetzt aus dem Fenster 
und sagen, jene, die noch nicht genervt sind, sind 
bestimmt in der Minderheit. Aber wenn etwas nicht 
nervt, dann wird eben auch nicht daran gerüttelt. 
Und das ist gut so. Denn wenn genug Menschen be-
wusst wird, dass die in Österreich herrschende Art 
des öffentlichen Diskurses kaum die Probleme löst, 
welche das Zusammenleben vieler Kulturen mit 
sich bringt, könnte das Augenmerk vielleicht auf 
jene Minderheiten fallen, die sich bereits seit Jah-
ren mit diesem Thema beschäftigen: Lehrerinnen, 
Sozialarbeiter, Streetworkerinnen, Magistratsmit-
arbeiter, Parkbetreuerinnen. Die freuen sich wohl 
über die Tatsache einer Debatte, aber ärgern sich 
vermutlich grün und vor allem blau, dass Strache 
und Konsorten mit ihrer Hetze hier immer noch 
Themenführer sind. Kann es sein, dass wir zu sehr 
damit beschäftigt sind, uns gegenseitig die Schuld 
in die Schuhe zu schieben? Ist es möglich, dass die 
ständige ziellose Thematisierung alles nur noch ver-
schlimmert? 
Geht man von der Art und Weise aus, in der Ös-
terreich über dieses Thema schreibt und spricht, 
bekommt man das Gefühl, man habe es in diesem 
Land entweder mit illegalen Kleinkriminellen, oder 
mit radikalisierten Fundamentalisten zu tun, deren 
Integration in die Gesellschaft unmöglich sei. Aber 
jenseits der Stereotypien, jenseits der Ideologien 
passiert Integration tatsächlich. Und davon könnten 
uns die oben erwähnten Vertreter jener Minderheit, 
die sich wirklich mit dem Thema Integration be-
schäftigen, weil es ihr Beruf ist, ja oft sogar ihre Be-
rufung, wohl einiges erzählen. Dass Integration bei-
spielsweise im Kindesalter beginnt. Bei den Eltern 
und Großeltern, beim familiären Umfeld. Denn 
letzteres prägt Kinder und Jugendliche am mei-
sten. Für diese Milchmädchenrechnung braucht es 
keine runden Tische. Dafür reicht Grundlagenfor-
schung in den Wiener Volksschulen, in den Parks 

und Kindergärten. Und interkulturelle Ver-
ständigung. Denn man kann von einer Fami-
lie der türkischen Arbeiterklasse, deren größ-
ter Traum für ihr Kind ein geregeltes Gehalt 
von 1.200 Euro netto ist, kaum das gleiche 
verlangen, wie von einer Akademikerfamilie. 
Unseren Eltern – beide mit Universitätsab-
schluss – war es wichtig, dass wir als Kinder 
Deutsch lernen. Jetzt blamieren wir uns zwar 
manchmal mit unserem teils miesen Farsi, 
dafür aber hört man uns unsere fremde Her-
kunft nicht an. Viele Kinder der zweiten und 
dritten Generation sind jedoch bis vor dem 
verpflichtenden Kindergartenjahr nicht ein-
mal in die Vorschule gegangen. Ob sich die 
Eltern dieser Kinder den Kindergarten nicht 
leisten können, oder ihn schlicht für unwich-
tig halten, bedarf nicht nur einer Aufklärung 
sondern auch einer Änderung. Aber warum 
wundert man sich dann darüber, dass diese 
Kinder dann in der Hauptschule landen?
Genauso wenig brauchen wir uns wundern, 
wenn Kids der zweiten oder dritten Genera-
tion in einer Klasse, in der über 90 Prozent 
aller Kinder Migrationshintergrund haben 
– und dieser sich sprachlich auch bemerk-
bar macht – nicht auf dem gleichen sprach-
lichen Niveau tätig sind wie Elfriede Jelinek. 
Die Landessprache wie auch die eigene Mut-
tersprache zu beherrschen ist beides wichtig. 
Dass sich das nicht ausschließt, beweisen all 
jene Jugendlichen, die trotz oder gerade we-
gen ihrer Lebensumstände Teil der Gesell-
schaft geworden sind. Davon gibt es viele, 
auch wenn ihre Geschichten für Schlagzei-
len nicht interessant genug sind. Was wir 
nun fordern, ist, dass uns die Verantwort-
lichen endlich mit progressiven Lösungen 
nerven. Ob sie nun Kurz oder Lang heißen. 
Für das Wohl der Kinder und der vielfältigen, 
friedlichen Gesellschaft der Zukunft sollten 
die Fehler der Vergangenheit gefunden und 
korrigiert werden – ohne ständige Schuldzu-
weisung und Hetze, denn rückgängig können 
wir sie leider nicht mehr machen.

MO#25/Rubriken
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Illustrationen: Petja Dimitrova

Integration ... nervt! Gut so.
Weg von emotional geführten Scheindiskussionen und hin zu Alltagsproblemen. Das fordern 
die Filmemacher Arman und Arash riahi hinsichtlich der „Integrationsdebatte“.
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Spendenkonto:
PSK Ktonr. 91000590
BLZ 60000

Wir danken allen unseren InserentInnen, 
SponsorInnen und SpenderInnen 2011 sowie 
folgenden Spielstätten:

Sie ermöglichen unsere Menschenrechtsarbeit 
mit dem Ziel der Chancengleichheit und Gleich-
berechtigung für alle Menschen.

DanKe!




